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Zum Deutschen Krankenkassentag.

In den Tagen vom 5. bis 7. Juli 1925 halt der

Hauptverband deutscher Krankenkassen seine

2 9. ordentliche Mitgliederver¬

sammlung, den 2 9. Deutschen Kraa-

kenkassentag, ab. Die Tagungen des

Hauptverbandes sind immer ein Ereignis lür

irden sozialpolitisch Interessierten. Auch die

diesjährige Tagung verspricht nach der ihren

Beratungen zugrunde liegenden Tagesordnung

wertvolle Beiträge zur Bereicherung der sozial¬

politischen Forschung und Gesetzgebung.

Ehe deutsche Krankenversicherung leidet an

einer ganz ungeheuerlichen Zersplitte¬

rung. Nicht nur, daß es möglich ist, neben

den Zwangskassen noch besondere Berufs-

krankenkassen, gesetzgeberisch Ersatzkassen

genannt, zu betreiben, sind auch die Zwangs¬

kassen selbst in eine Unmenge selbständige

Kassenarten zersplittert, die zum Teil kleine

Zwergkassen umfassen. Wir nennen neben den

allgemeinen Ortskrankenkassen die beruflichen

Ortskrankenkassen, die Betriebs-, Land- und

Innungskrankenkassen. Dieser Zustand ist für

die deutsche Krankenversicherung auf die Dauer

unerträglich. Die Sozialversicherung ist zu

allererst eine soziale Versicherung. Das be¬

deutet, dab der wirtschaftlich Stärkere für den

wirtschaftlich Schwächeren einzutreten hat.

Wird dieser Grundsatz konsequent durch¬

geführt, dann ist es undenkbar, daß Berufs¬

stände, die wegen ihrer Berufstätigkeit von

Krankheit und Unfällen weniger betroffen wer¬

den, sich von der allgemeinen Sozialversiche¬

rung absplittern und wegen ihrer günstigeren

sozialen Lage selbständige Versicherungsein¬

richtungen mit besseren Versicherungsbedin-

gungen schiften können. Ein großer Teil dieser

berufsständischen Krankenkassen begnügt sich

«•ber nicht mit der ihm durch die Gesetzgebung
* ingeräumten Bevorzugung, sondern er will

den Gedanken der berufsständischen Ver¬

sicherung allgemein in der deutschen

Sozialversicherung durchgeführt wissen. Wo

sollen aber bei der praktischen Durchführung
dieses Gedankens jene Berufe hinkommen, deren

soziale Lage eine ganz besonders schwere Be¬

lastung durch Krankheit und Unfälle bedingt?
Wir denken dabei an die wirtschaftlich schlecht

gestellten Berufe der Heimarbeiter und das

durch Unfälle und periodische Arbeitslosigkeit

besonders schwer betroffene Baugewerbe. Eine

berufsständische Versicherung für diese Berufe

und Gewerbe bedeutete eine untragbare Be¬

lastung der darin beschäftigten Arbeitnehmer.

Wo soll weiter rein organisatorisch der Beruf

aufhören und wer soll in diese Berufskassen

einbezogen werden? Wir denken an die

im Baugewerbe beschäftigten technischen und

kaufmännischen Angestellten; für die gleichen

Angestellten in der Konfektion, mit der die

Heimarbeit eng zusammenhängt, gilt dasselbe.

Diese wenigen Beispiele beweisen, daß die

berufsständische Versicherung weder sozial

noch organisatorisch irgendeinen Fortschritt in

der Sozialversicherung bedeuten würde.

Wie kommt es aber, daß trotzdem die

berufsständische Versicherung in den Ersatz¬

kassen, besonders bei den Angestellten, beliebt

ist? Die Ersatzkassen gewähren ihren Mit¬

gliedern Freizügigkeit innerhalb des ganzen

Deutschen Reiches; sie bieten ihnen ferner eine

den Bedürfnissen der besonderen Berufsschicht

angepaßte arztliche Behandlung und Heilfür¬

sorge. Ist das gleiche nicht auch bei den

Zwnngskrnnkenkassen möglich? Manche Zwangs¬

kassen leisten heute schon durch ihre Behand¬

lungsanstal ten, Erholungsheime, Sanatorien

usw. mehr und besseres, als viele lirsatzkassen.

Aber es ist nicht zu leugnen, daß das Krank¬

heitsrisiko der Angestellten im allgemeinen ein

geringeres ist als das der gewerblichen Ar¬

beiter. Der Angestellte in leitender Stellung

sieht ferner weniger auf Krankengeld als aui

gediegene und gute ärztliche Behandlung und

Heilfürsorge. Diesen Bedürfnissen können auch

die Zwangskassen genügen. Je mehr und je

schneller sie es tun, desto leichter wird es ihnen

möglich sein, die kaufmännischen, technischen

und Bureauangesteilten von dem Ausschei¬

den aus den Zwangskrankenkassen abzuhalten



und dadurch wertvolle Elemente für die Selbst¬

verwaltung der Krankenversicherung zu erhal¬

ten und neu zu gewinnen. Es ist von dem über

„Bei ufsständische oder gionale Versiche¬

rung?" berichtenden Vortragenden, Herrn Pro¬

fessor Dr. Stier-Somlo in Köln, zu erwarten,

daß er auch diese Fragen in den Bereich seiner

Erörterungen ziehen wird

Auch die beste Krankenversicherung kann

nicht die Bedürfnisse aller Erwerbstätigen be¬

friedigen« Es treten Fälle ein, in denen die

Krankenversicherung nach den gesetzlichen Be-

Stimmungen nicht eingreifen kann und in denen

doch ein Bedürfnis nach Fürsorge besteht.

Diel Fürsorge kommt aber wieder der

Krankenversicherung zugute, weil sie krank-

heitsv ihünnd wiikt. Wir nennen nur die

Kriegsbes* hädigtenfürsorge, die Armenfürsorge,

di»- Erwerbslosenfürsorge und ähnliche Für-

sorgeeinrichtungen. Da aber der Zustand der

Erwerbsfähigkeh und der Fürsorgebedürftigkeil
bei verschiedenen Gruppen der Erwerbstätigen

Ständig wechselt, ist ein Zusammenarbeiten

von Fürsorgeeinrichtungen und Krankenver¬

sicherung unabweisbar. Es ist deshalb erfreu¬

lich, dafi der Hauptverband deutscher Kranken¬

kassen die Frage als besonderen Beratungs-

gegenstand auf die Tagesordnung seiner Mit¬

gliederversammlung gesetzt hat.

Ministerialdirektor Dr. Weigert vom Reichs-

arbeitaministerium wird die Frage .fA rbeits-

I ose n ver si che r u n g und Kranken«

versicherun g" erörtern. Ein ausreichender

Schutz der Arbeitslose n und ihre genügende
Unterstützung ist die beste Krankheitsver-

hütung_ Die Krankenkassen müssen deshalb

Wert darauf legen, daß die Arbeitslosenver¬

sicherung so gestaltet wird, daß ihre Mitglieder

vor Entbehrungen und Not während der Dauer

der Arbeitslosigkeit geschützt sind. Hunger und

Elend geben den besten Keim ab für künftige,
meist langandauernde Krankheiten« Auch auf

diesem Gebiete ist deshalb ein enges* sach¬

liches und organisatorischei Zusammenarbeiten

der beiden Zweige der Sozialversicherung un¬

bedingt notwendig.

Die erwerbstätigen Volksschichten sind neben

der Krankheit besonders auch durch Unfälle

in ihrer Erwerbsfähigkeit bedroht« Für die

Versorgung bei Unfällen bestehen besondere

Versicherungsträger, die Berufsgenossenschaf¬

ten. In dem Verhältnis zwischen Krankenver¬

sicherung ur.d Unfallversicherung haben sich

im Laufe der Jahre mancherlei Mißhelligkeiten

herausgestellt« Es wird eine der Hauptaufgaben
di i dem Reichstag vorliegenden Novelle zur

Unfallversicherung sein, diese Mißhelligkeiten
zu beseitigen, um ein ungehindertes Zusammen¬

arbeite n von Kranken- und Unfallversicherung
zu gewährleisten« Reichstagsabgeordneter Gust

Hoch, Hanau, wird der Tagung über die Vorar¬

beiten zur Novellierung der Unfallversicherung

und über die Zusammenhänge zwischen Unfall¬

versicherung und Krankenversicherung be¬

richten.

Bei der jetzigen Gestaltung der Kranken¬

versicherung ist es nicht zu vermeiden, daß

einreine Kassen, die überwiegend weibliche

Mitglieder haben, durch Krankheitsfälle

schwerer belastet sind als andere mit über¬

wiegend männlichen Mitgliedern. Da aber die

Sorge um das kommende Geschlecht unser

deutsches Volk augenblicklich besonders

schwer bedrückt, ist es durchaus berechtigt,

daß die stärkere geldliche Belastung der Kassen

mit vielen weiblichen Mitgliedern auch von

jenen Kassen mitgetragen wird, die wegen

ihrer besseren Risiken dazu leichter imstande

sind. Die Gesetzgebung hat dafür den Ausweg

der sogenannten Gemeinlast gefunden. Es

ist gegen diese Gemeinlast von vielen Seiten,

besonders von den Ersatzkrankenkassen, sehr

schwer angekämpft worden. Man wird aber

wahrscheinlich nicht davon abgehen können, in

irgendeiner Form einen gerechten Ausgleich

zu schaffen.

Der deutsche Blätterwald hallt seit geraumer

Zeit von einem ungeheuren Geschrei der deut¬

schen Unternehmer wider über die angebliche
schwere Belastung der Wirtschaft

durch die Kosten der Sozialversicherung. Ob¬

wohl daa ReicKsarbeitsministerium statistisch

nachgewiesen hat, daß diese Behauptungen
falsch sind, und obwohl diese Feststellungen
durch solche des Allgemeinen Deutschen Ge-

werkschaftsbundes noch erhärtet wurden, läßt

diese einseitige agitatorische Darstellung der

Unternehmer nicht nach. Es ist deshalb durch¬

aus erfreulich, daß der Deutsche Krankenkas-

sentag durch Professor Dr. Günther, Innsbruck,
diese wichtige Frage erörtern läßt.

Die größten Ausgaben verursachen den

Krankenkassen die Kosten für die ärztliche

Behandlung und die Arzneien. Immer

schon haben die Krankenkassen versucht, durch

zweckmäßige Einrichtungen diese Kosten zu

verringern, ohne dadurch den Wert und die

Ergiebigkeit der ärztlichen Behandlung für die

Mitglieder zu beeinträchtigen. Sie sind mehr

und mehr dazu übergegangen, eigene ße-

handlungsanstalten für die Kassenmitglieder zu

schaffen. Da diese Anstalten in den meisten

Städten noch nicht allzulange in Betrieb sind,

ist ihr Wert und Nutzen noch immer stark

umstritten. Ein Kenner der Verhältnisse auf

diesem Gebiete, Stadtarzt Dr. Roeder, Berlin,

wird sicher dem Krankenkassentag vieles Neue

über diese Einrichtungen der Eigenwirtschaft
der Krankenkassen zu sagen haben.

Aelter und bewährter als die allgemeinen

ärztlichen Behandlungsanstalten ist die zahn¬

ärztliche Behandlung in Eigen¬
betrieben der Krankenkassen. Ueber sie wird

der Chefzahnarzt Dr. Lewald, Braunschweig,

berichten.
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Voraussetzung für diese Eigenwirtschaft der

Krankenkassen ist aber, daß die Selbstver¬

waltung der deutschen Krankenversicherung

nicht beeinträchtigt wild. Rückständige und

rückschrittliche Versicherungs- und Oberver¬

sicherungsämter versuchen auf diesem Gebiete

uch heute noch das denkbar Möglichste zu

:un. Ganz besonders haben darunter die Vor¬

stände und die Beamten und Angestellten der

Krankenkassen bei der Gestaltung der Ge¬

halts- und Anstellungsbedingungen der in den

Krankenkassen beschäftigten Personen zu

leiden. Ein gutes Zusammenarbeiten der Vor¬

stände und der Beamten und Angestellten der

Krankenkassen ist aber für das Gedeihen der

deutschen Sozialversicherung unerläßlich. Wird

durch das Vorgehen rückständiger Versiche¬

rungsämter und Oberversicherungsämter und

durch eine unverständliche Rechtsprechung des

Reichsversicherungsamts der soziale Friede in

den Betrieben der Träger der Sozialversiche¬

rung dauernd gestört, dann ist ein er¬

sprießliches Arbeiten der in ihnen tätigen Be¬

amten und Angestellten undenkbar. Der

Deutsche Krankenkassentag wird deshalb auch

an diesen unleidlichen Verhältnissen nicht

vorübergehen können« Die Selbstverwaltung
der Versicherten hat in dem Hauptverband
deutscher Krankenkassen von jeher einen be¬

währten und ausdauernden Verfechter ge¬

funden. In diesem Kampfe haben die Beamten

und Angestellten der deutschen Krankenkassen

immer Schulter an Schulter mit den Versicher¬

ten gestanden. Die Beratungen des 29. Deut¬

schen Krankenkassentages in München werden

sicher die Grundlage für eine weitere gedeih¬
liche Zusammenarbeit auf diesem wichtigen
Gebiete» bilden.

Es gibt kaum eine aktuelle Frage der deut¬

schen Sozialversicherung, die auf dem Kranken¬

kassentage nicht beraten würde. Diese Tagung
wird eine Arbeitstagung im schönsten Sinne

des Wortes sein. „Nur Arbeit kann uns retten!"

ist dem deutschen Volke jahrelang gepredigt
worden. Wenn dieses Wort richtig ist, dann

wird der Deutsche Krankenkassentag zu dieser

Rettung sein gerüttelt Maß beitragen. Wir

wünschen ihm dazu den besten Erfolg.

Josef Aman.

Die Befreiungen in der Erwerbslosenfürsorge.
Von Kassensekretür Hans

Die
jüngste Erscheinung auf dem Gebiete

der Erwerbslosenfürsorge, das Kapitel der

Befreiungen, hat bereits mehrfache Verände¬

rungen ihrer ursprünglichen, durch die dritte

Ausführungsverordnung vom 13. März 1924 ge¬

schaffenen Gestalt erleben müssen; in schneller

Folge reihten sich dieser die vierte Aus¬

führungsverordnung vom 24. Mai 1924 und end¬

lich die jetzt noch in Geltung befindliche

lünfte Ausführungsverordnung vom 14. No¬

vember 1924 an, Neuerungen und Ergänzungen

bringend. Eine nicht unerhebliche Reihe von

Zweifelsfragen hat seitdem die ¦ Praxis be¬

schäftigt und teilweise ihre Erörterung in der

Fachpresse gefunden, teilweise Klärung durch

die zu authentischer Auslegung berufenen

Stellen erfahren, so daß der Versuch, die auf

diese Weise gesichteten Einzelheiten ins Ge¬

dächtnis zurückzurufen, nicht als müßiges
[ Interfangen gedeutet werden dürfte.

Die ergangenen Erlasse, Ministerialbescheide

usw. beschäftigen sich zum Teil mit Fragen

mehr grundsätzlichen -— jedenfalls jede

Gruppe der katalogartig aufgezählten be-

treiungsfähigen Personen mehr oder weniger

berührenden — Inhalts, zum Teil sind sie

speziell nur auf eine bestimmte Per¬

sonengruppe zugeschnitten. Ich möchte

den Voranbezeichneten zunächst Raum geben.

In einem im Reichsarbeitsblatt (RAB1.)

\r. 13/299 veröffentlichten Bescheid vom

31. Mai 1924 ist der Reichsarbeitsminister der

aufgetauchten Meinung entgegengetreten, dafi

Müller, Frankfurt a. M.

— wie aus Artikel 2 der Ausführungsverord¬

nung vom 13. März 1924 geschlossen wurde —

nur der Arbeitnehmer, nicht auch gleichzeitig
der Arbeitgeber beitragsfrei sei. Es wird in der

Begründung des Bescheides u. a. geltend ge¬

macht, daß es unbillig wäre, wollte man den

Arbeitgeber, der durch längere vertragliche

Bindung an sich schon der Arbeitslosigkeit

steuert, trotzdem zu den Lasten der Fürsorge
heranziehen. — In etlichen ländlichen Be¬

zirken hatten die Kassen Schwierigkeiten bei

der Beitragsabführung, zu deren Abstellung es

wünschenswert erschienen war, vom Arbeit¬

geber bei der Beitragsabführung die befreiten

Personen listenmäßig bezeichnet zu erhalten.

Die bestehenden Vorschriften boten indes keine

direkte Möglichkeit, den Arbeitgeber in der ge¬

wünschten Weise zu verpflichten. In diesem

Sinne sprach sich der Reichsarbeitsminister in

einem Schreiben vom 15. Mai 1924 — X

Nr. 4671/24—, abgedruckt in der „Landkranken¬
kasse' 24/207, aus, in dem gleichzeitig daraui

hingewiesen ist, daß im Wege über den § 43

der Verordnung über Erwerbslosenfürsorge
(EEV.) vom lö. Februai 1924 eine entspre¬
chende Anordnung getroffen werden könne«

Daß die Beitragspflicht in Zeiten der Arbeits¬

unfähigkeit und des Unterstützungsbezuges

(§ 383 RVO.) ruht, hat mit der sich aus § 34

EFV. ergebenden „Beitragsfreiheit" im engeren

Sinne nichts zu tun, darf aber vielleicht voll¬

st ändigkeitshalber doch erwähnt werden als

( ine wenn auch nur vorübergehende Möglich-
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lu it der „Beitragsfreiheit" in weitestem Sinne

So findef si( h in ch r ^Landkrankenkasse" 24 1 i I

ein Bescheid des Reichsarbeitsministers vom

l April 1924 X Hl 1 24
.
wonach selbst

im Falle des Weiterbezu g s vor

L o h n o d e i (i <• halt während der Dauer dex

Arbeitsunfähigkeit (§§ 616 BGB., 63 HGB., 133c

Abs« - GewO.) ein Rufen der Beitragspflicht

zur Fr. eintritt Denn da die Einziehung d

I werbslosenbeiträge technisch <ng mit dem

Beitragssystem der Ki ankenver&u herung ver¬

knüpft si i, se> entspreche es weiterhin dem

waltenden Grundgedanke \ der Erwerbslosen¬

fürsorge, elie- Beitragspflichl von einer

solchen zur K r s n kenversi c h e r u n g

a b h 0 n g i g zu mae hen.

Eine freiwillige Beitragsleistung
n icht v ersicher ungspfliehtiger Per¬

sonen zur Erlangung einer Anwartschaft aui

Erwerbslosenunterstützung kennt die» Erwerbs-

losen-„Fürsorge" nicht. Da der staatliche- Für¬

sorger die- Gewährung des Fürsorgeschutzes

von Erwägungen des Bedürfnisses abhängig

macht, kann naturgemäß nur dem Im Gesetz

bestimmten Personenkreise (vgl. Schreien des

Reh hsa.b« itsministers (RAM.) vom (>. März

1925, IV 1846 25, RAB1. 25 129) die Unter¬

stützung garantiert werden« In diesem Zu¬

sammenhang möchte ich imGegensatzzuderAus¬

kunft In ^Arbeiter-Versorgung*" 1925/159Nr, 1*)

darauf hinweisen, dafi auch Personen, die nach

dm Bestimmungen der fünften Ausführungs¬

verordnung beitragsfrei sind, im Falle- der

Arbeitslosigkeit Erwerbslosenunterstützung be-

ansprachen können« Die in der erwähnten Aus¬

kunft für die verneinende* Stellungnahme ge¬

gebene Begründung: Fehlen eines Fürsorge¬
bedürfnisses, entbehrt augenscheinlich in dem

Moment der Grundlage, wo Erwerbslosigkeit
tatsächlich eintritt und notigt solchenfalls zur

Einzelprüfung« „Denn das Wesen der Fürsorge

verlangt die individuedle' Behandlung des ein¬

zelnen Falles" (Weigert in JDie Befreiungen

in der Erwerbslosenfürsorge44 RAB1., Nichtamtl.

I\ il, 24 580). Daher rechnet Weigert mit dei

zugestandenermafien „unbefriedigenden"
Möglichkeit einet Gewährung von Unter¬

stützung ohne vorherige Beitragsleistung nach

Ablaut der Arbeitsverträge (Artikel 2, fünfte

Ausführungsverordnung) vgl. a. Schreiben d

Landesai beitsamtes Sachsen-Anhalt vom

3, April 1925, Landkrankenkasse 25 237. Wenn

in dei erwähnten Auskunft in der „Arbeiter-
Versorgung' die Frage mit verquickt ist, ob An¬

wartschaft auf Erwerbslosenunterstützung durch

iwillige Beiti agsleistung be fr e i u n gs-

liihige i Personen aufrechterhalten wer¬

den könne, so mufi in Uebereinstimmung mit

dem bereits Gesagten der Auskunft darin bei-

4) l>_« „Arbeiter-Versorgung" hat inzwischen

die s»* Re i htsauffassung aufgegeben (vgl Arb -

Vers. 1925 S. 252).

gepflichtet werden, daß die Beitragszahlung an

sich niemals die Wirkung einer Gegenleistung

herbeizuführen geeignet ist, da hier, genau wie

in der Krankenversicherung, der Unter¬

stützungsanspruch ex lege entsteht.

Die ,,B«* i r e i U n g s a n z e i g e" ist ein«

Neuerung, die der fünften Ausführungsverord¬

nung voi behalten war. Obst unterscheidest in

„Landkrankenkass.-
'

25 31 sehr treffend

zwische n „B eitragsfreiheit" und „B e -

frei ung von der Beitragaleist ung",

welch letztere* die praktische Nutzanwendung

der an sich theoretischen Beitragsfreiheit dar¬

stellt und erst e-antritt, nachdem einer Formvor¬

schritt der Erstattung der Anzeige gemäß
Art. 0 der fünften Ausführungsverordnung —

genügt ist. In der erwähnten Arbeit wird leb¬

halt tür eine Ausschaltung* der Anzeige in

Fällen gesprochen, in denen der als Beitrags-

einheberin wirkenden Krankenkasse ohne

weiteres klar ist, daß die Befreiungsvoraus¬

setzungen erfüllt sind. Tatsächlich haben die»

Länder Bayern und Württemberg Verord¬

nungen nach der Richtung ergehen lassen (Ver¬

sicherungs-Bote Jahrgang 1925 Nr. 3 37). Die

,,Landkrankenkasse4 bringt indes in Nr. 5 lfd.

Jahrg. Seite 117 einen Bescheid des preußi¬
schen Ministers für Volkswohlfahrt vom 11. Fe¬

bruar 1925 HIB Nr. 474 —, in dem gesagt

ist, daß die bayerische Anordnung eine B<>-

anstandung von Seiten des Reichsarbeits-

ministers erfahren habe. Ob die in dem Be¬

scheide* in Aussicht gestellte Entscheidung des

RAM. bereits getroffen ist, ist mir leider nicht

gegenwärtig.
Daß der Befreiungsantrag auch dann Gültig¬

keit hat, wenn einer der unterzeichneten An¬

tragsteller, beispielsweise ein Lehrling

we gen Minderjährigkeit, beschränkt ge¬

schäftsfähig ist, drückt ein Schreiben des RAM.

an den thüringischen Minister des Innern vom

9« April 1925, IV 2097 25 RAB1. 25/165 be¬

jahend aus. Die Befreiung bewirke einen wirt¬

schaftlichen Vorteil für den Lehrling, nämlich

den Wegfall der Beitragszahlung*, in welchem

Falle nach dem (hier für unbedenklich anwend¬

bar erklärten) bürgerlichen Recht ($ 107 BGB.)

die Willenserklärung auch des beschränkt Ge¬

schäftsfähigen rechtsgültig sei. Ebensowenig

dürfte der von der Hausfrau unterzeichnete

Befreiungsantrag iür eine Hausgehilfin in

Fällen, wo der Ehemann als Arbeitgeber in Be¬

tracht kommt (vgl, Entsch. des RVA« vom

3. März 1923, AihVers. 23 405), zu be¬

anstanden sein, da die Befreiung von der Bei¬

tragszahlung im wirtschaftlichen Interesse der

Familie liegt und somit wohl stets das Ein¬

verständnis des Mannes finden wird.

In engerem Zusammenhang mit den in den

einzelnen Artikeln d« r fünften Ausführungs¬

verordnung aufgezählten Personengruppen
steht das im folgenden behandelte Materiah

Die Befreiungen nach Artikel 1 und 2 der
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fünften Ausführungsverordnung machen eine

Beschäftigung in der Land- und Forst-

w i r t s c h a I t zur Voraussetzung. G ä r t n e -

: cibetriebc fallen, wie der Reichsarbeits-

.Minister in einem Bescheide vom 6. Januar 1925

IV 11484 24, RAB1. 25/34 — ausführte,

„grundsätzlich" nicht hierunter. Sie sind der

nd~ und Forstwirtschaft nur insoweit zuzu-

< hnen, als sie „zur menschlichen und tieri-

hen Ernährung bestimmte Pflanzen ein-

se hließlich des dazugehörigen Saatgutes in

• igenen Betrieben oder in sogenannten Ver-

nudirerbetriebcn anbauen, sofern der Anbau

nicht in überdeckten Räumen (Treib- und Ge-

ichshäusern) geschieht/' Die Befreiung von

irtnern wird also n\ir in sehr beschränktem

Umfange* erfohgen können.

Ganz besonders häufig bildeten Bestimmun-

n des Artikels II Gegenstand von Auslegun-

n. So ist zunächst im RAB1. 1924 315 ein

s<hr beachtlicher Bescheid des Rcdchsarbeits-

ministers vom 28. Juli 1924 enthalten, in dem

sagt ist, daß Arbeitnehmer mit

Arbeitsverträgen dann nicht bedtrags-

i seien, wenn fristlose Kündigung in weiterem

Maße als nach den gesetzlichen Bestimmungen

reinbart sei. Der Schlußsatz, dafi e i n

j bdches für L e h r v e r t r ä g e gedte% ist

auch hente noch rechtens, trotzdem die» Bei-

tragsfreiheit der Lehrlinge, die zur Zeit des

!asse»s obigen Bescheides sich noch ganz all-

j«*m(dn nach der Vorschrift über Befreiung auf

Grund „Arbeitsvertrages" — entsprechend deun

utigen Artiked 2 — richtete, nunnudu selb¬

ständig* gertgelt ist. Denn geht man von der

Erwägung der Bedürfnisfrage als primärer Ur¬

sache der Befreiungen aus, so wächst mit d*T

Vermehrung der zu fristloser Entlassung be-

¦ einigenden Möglichkeiten auch das Risiko der

Arbeitslosigkeit; das Fursorged)edürfnis steigt
in gleichem Grade über den Rahmen des Regel¬

mäßigen hinaus. Dafi auch Familien¬

angehörige des Arbeitnehmers, wenn sie in den

Jahresarbeitsvertrag einbezogen sind, behrags-
i sind, hat der Reichsarbeitsminister in ein«

Bescheid vom 14. Juni K>24 Nr. X 5804 2!

ABl 24/260, zum Ausdruck gebracht. Hervor-

• hoben ist die Notwendigkeit dafi die An¬

hörigen in den Vertrag miteinbezogen
in müssen. Das kann, nach einem

iteren Schreiben des Reichsai beitsministers

m 24. September 1<>24, RAH!. 24/374, auch

der Fall sein, wo zwar die Angehörigen als

Arbeitskräfte in dem Vertrag nicht ausdrücklich

wähnung gefunden haben, wo indessen still-

h w e i g e n d ihr Einbezogt nsein in den Ver-

g nach d« n Gesamtumständen des Falles zu

»lgern ist (derartige Arbeitsverhältnisse sind

s der Reichsversicherungspraxis genügend
kannt, vgl. /. B. Anleitung des RVA. über

n Kreis der nach der RVO« versicherungs¬
ichtigen Personen, Ziffer 14, 5. Absatz).
Die Befreiungen aus Artikel 2 erloschen nicht

schon mit dem Ausspruch der Kündigung,
sondern erst mit dem Ablauf des

Arbeitsvertrages (Schreiben des Reichs¬

arbeitsministers vom 24. März 1925 —

VI 2777/25 — „Landkrankenkasse" 25215).

Ein Bescheid des Reichsarbeitsministers vom

23. August 1924 (RAB1. Nr. 18/357) hat zum

Gegenstand die Frage eines Weitergehen* von

Befreiungen in Füllen, in denen das Arbeits¬

verhältnis trotz Ablaufs des Arbeits- oder Lehr¬

vertrags weiterläuft. Der Bescheid baut sich

noch auf altem Recht, nämlich der Aus¬

führungsverordnung vom 13. März 1924, auf,

nach deren Artikel 2 bei Arbeitsverträgen ein¬

mal eine sechsmonatige* Kündigungsfrist vor¬

gesehen war, zum anderen die Beitragsfreiheit
sechs Monate vor Vertragsablauf endet. Er ist

daher nur modifiziert zu verwenden. Nach

gegenwärtigem Recht erlischt lediglich die Be¬

freiung der Lehrlinge sechs Monate vor Ab¬

lauf des LehrVertrages, und zwar auch

im Weiterbeschäl tigungsfall (Bescheid des

Reichsarbeitsministers vom 25. August 1924,

RAB1. 24/357), während ein Ericischen de*r Bei¬

tragsfreiheit bei Vorliegen eines Arbeitsver¬

trages gemäß Artiked 2 erst nach Beendi¬

gung des verlängerten Verträge!
e intreten würde. Eine bloße W'eiterbeschäfti-

gung ohne gleichzeitige Weiterverlänge¬

rung des bisherigen Vertrages würde eine Be*-

tredung nicht mehr rechtfertigen. Ebensowenig

vermi>chte dies eine Weiterbeschäftigung unter

Aufrechterhaltung nur einzelner Punkte des

bisherigen Vertrages, z. B. de-r Urlaubs- und

.Lohnabmachungen, wenn die Kündigungsvor¬
schriften eine Erleichterung dergestalt erführen,
daß Kündigung in kürzeren Zeiträumen als der

Dreimonatsfrist vereinbart, oder die» Möglich«
keiten für eine fristlose Entlassung erweitert

würden, kurzum die» Neuordnung dc*s Vertrags
eine St eigerung des Risikos für <dno

Arbeitslosigkeit erwarten ließe. Die Be¬

freiung ist auch im Falle der gedachten Weiter-

beschältigung und Vertragsverlängerung nur

dann weiterhin wirksam, wenn sieh der ver-

längerte Vertrag nach Art und Charakter als

Jahresarbeitsvertr o g oder Ver¬

trag a u i unbesti m m t e Zeit mit

dreimonatiger K ü ndigu n gsf rist

präsentiert«
Endlich sei noch der in den Amtl. Nachr.

25 177 enthaltenen grundsätzlichen Entse hei¬

dung Nr. 2859 des RVA, Erwähnung getan, in

der dahin erkannt ist, daß unter dei Herr¬

schaft de? Personalabbauverordnimg Beiträge

auch für „unkündbar im Staatsdienst an¬

gestellte Personen zu entrichten sind. Die Ent¬

scheidung ist in ihrer praktisi hen Bedeutung

herabgemindert, weil sie auf altem Rechte

fußt« Sie hat zur Grundlage Artikel 2 Abs. 1

Ausführungsverordnung vom 13. März 1924, der

insofern mit dem gegenwärtigen Rechtszustand

(Art, 2 Abs. 1 fünfte Ausführungsverordnung)
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nuht übereinstimmt, als jetzt nur noch eine

Beschäftigung in der Land- und Forst¬

wirts! haft beitragsfrei ist. Der Personen¬

kreis ist also wesentlich zusammengestrichen,
so dafi jene unkündbaren Angestellten im Sinne»

ehr zitierten Entscheidung von vornherein aus-

heiden dürften. Ein gleiches kann wohl auch

für dir in der Entscheidung erwähnten „Dauer¬
angestellten" der Gemeinden behauptet werden.

Dir fünfte Ausführungsverordnung schul erst¬

mals dir Beitragspflicht der Hausgehilfen
und de ländlichen Gesind e* s. Der

Personenkreis ist etwas umständlich, jedenfalls

Wenig glücklich, umschrieben. Es ist die Rede

von Arbeitnehmern de-r in $ 105 Abs. 1 Nr. 1

bezeichneten Art, die in die häusliche Gemein¬

schalt aufgenommen sind; dahinten in Klam¬

mern eingefügt ist die Bezeichnung „Haus¬

gehilfen, landliches Gesinde". Es wird ver¬

ständlich erscheinen, wenn man teilweise der

Auffassung warr es seien schlechthin alle» in

§ 105 Abs. 1 Nr. 1 aufgezählten Arbeitnehmer
also auch Arbeiter, Gehilfen, Gesellen und Lehr¬

linge, dann beiredt, wenn sie in die häusliche»

Gemeinsehait des Arbeitgebers aufgenommen
seien (vgl. Jaeger in ArbVers. 25 Nr. 1 S. 3,

sowie- Auskunft in ArbVers. 25/159 Nr. 2;

*d>enso hatte sich der Schreiber dieses mit der

Frage befaßt (Deutsche Krankenkasse 25/280).
Zwe ifed der Art wie eine Reihe weiterer Un¬

klarheiten sind nunmehr durch einen ein¬

gebenden, im RABl. 25 128 veröffentlichten

Erlaß des RAM. vom 23. Februar 1923 be-

se itigt worden. Hervorheben möchte ich aus

ihm folgendes: I« Der H a u s g e h i 1 f e n -

be-griff ist nach den Grundsätzen

des Reichsversicherungsrechts zu

beurteilen, insbesondere hierbei $ 439

RVO. zu beachten, wonach be>i einer Verteilung
dei Dienste des Hausgehüfen auf privathäus-
liehe Verrichtungen und solche, die dem Er-

werl>s<geschäit des Arbeitgebers nützen*, also ge¬

werblicher Natur sind, letztere den

Charakter der Beschäftigung bestimmen. Der

Begriff des Hausgehilfen deckt sich demnach

völlig mit dem des „Dienstboten" nach dein

früheren Gesinderecht der Länder. Die An-

siehung des ^ 165 Abs. 1 Nr. 1 RVO. bei Be¬

stimmung des Personenkreises geschah, um zu

vermeid, n, dafi etwa auch Hausangestellte mit

Diensten ideell höherer Art, wie Baus-

le Im rinnen, Erzieherinnen, Gesellschafterinnen,
Kindergärtnerinnen, Säuglings» hwestern usw.,

di« regelmüßig in die häusliche Gemeinschaft

aufgenommen zu sein pflegen, indessen doch

keine Hausgehilfen im Sinne der RVO. sind,
vielmehr vereicherimgsrechtlich sich dem An¬

stell ten beg r i ff nähern, befreit

werden. Es wäre m. E. vorteilhafter gewesen,

den Personenkreis mit: „Hausgehilfen im Sinne

von ^ lo") Abs. 1 Nr. 1 RVO.*4 zu umschredhen.

Nach meinen praktischen Beobachtungen

wird die Frage einer Befreiung solcher dem

Personenkreis des $ 103 Abs. 1 Nr. 1 RVO. an

gehörender Arbeitnehmer, die in Kranken¬

häusern, P t 1 e g e a n s t a 1 t e* n usw. m i t

h ä usli c h e n Diensten beschäftigt werden

und in die häusliche (ienu inschaft aufgenom¬

men sind, eine s< hr umstrittene» sein.*) M. E. ist

die- Sachlage da klar, wo das Krankenhaus vor¬

wiegend g e* in e \ n n Q t z i g e n Charakter hat,

wo die Erwerbsabsicht gegenüber dem k a r i

tativen Moment in den Hintergrund tritt.

Das ist vermutlich der Fall bei Pflegeanstaltei

die» von Gemeinden, öffentlich-

rechtlichen Körperschaften, Reli¬

gionsgemeinschaffen oder sonsti¬

gen, Zwecken des Gemeinwohles

dienenden Verbänden mit juristi¬

scher Rechtspersönlichkeit unte.-

halten werden. Ist die Anstalt dagegen Unter¬

nehmen eines Privaten, wie das bei Fremden¬

heimen, Sanatorien, Privatkliniken und der¬

gleichen sehr häufig der Fall ist, so steht in der

Reged der Erwerbszweck im Vordergrunde; die

mit häuslichen Diensten beschäftigten Personen

solcher Unternehmungen dürften daher in Ana¬

logie des § 439 der RVO. beitragspflichtig sein.

Daß endlich gärtnerische Arbeit¬

nehmer dort, wo Kost- und Logiswesen

herrscht, nicht zum häuslichen Gesinde ge¬

hören, daher gemäß Art. 3 nicht beitragsfrei

sind, ist zum Schluß des bereits früher er¬

wähnten Bescheides des Reichsarbeitsministers

vom 6. Januar 1925 RABl. Jahrg. 25 Nr. 4, S. 34

ausgedrückt. Der Begriff der häuslichen

Gemeinschaft ist nach dem Erlasse des

Reichsarbeitsministers (RABl. 25/128) ebenfalls

wie auf dem Gebiete der RVO. zu beurteilen.

Zu Art. 5, der die Befreiung der Lehr¬

linge regelt, sei vor allem das Schreiben des

Reichsarbeitsministers vom 7. Januar 1925,

RABl. 25/54 erwähnt, wonach die Schrift¬

lichkeit des Lehrvertrages als eine

„förmliche Voraussetzung" für die Befreiung
beachtlich ist. Volontäre sind, nach einem

Bescheide des badischen Ministeriums des

Innern vom 7. März 1925, abgedruckt in der

Bayerischen Sonderbeilage Nr. 4 zum „Oeffent-
liehen Arbeitsnachweis", keine» Lcdirlinge und

auch keine Arbeitnehmer im Sinne der Art. 1

bis 3 der (III.) fünften Ausführungsverordnung
Daß sich der Geltungsbereich des Art. 5 nicht

allein auf Lehrlinge in der Land- und Forst

Wirtschaft, sondern auf alle Lehrlinge schlecht¬

hin erstreckt, dürfte in der Praxis heute kaum

noch fraglich sern, doch sei nicht unterlassen,

hierzu auf die Ausführungen in ArbVers. 25/7'S

zu verweisen. Die Beitragsfreiheit der Lehr¬

linge endigt bekanntlich 6 Monate vor Ablau:

*) In e inem Bescheide vom 30. April 192

(RABl. Nr. 20 S. 218) schließt der Reichs

arbeitsminister das Bedienungspersonal d

Krankenhäuser, Kinder-. Versorgungsheime und

dergleichen von der Befreiung von den Er-

w erbslosenbeiträgen aus.
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des Lehrvertrages. Indessen sind bei frist¬

loser Entlassung eines Lehrlings nicht

etwa rückwirkend für 6 Monate Beiträge zu

i ntrichten. (Bescheid des Reichsarbeitsministers

vom 13. Juni 1924 Nr. 5551, RABl. 24/260.)

Endlich sei noch der „Unständigen" Er¬

wähnung ge?tan, die Gegenstand eines Schrei¬

bens des Reichsarbeitsministers vom 20. Mai

1024, RABl. 24/202 bilden. Sie sind grundsätz¬

lich versicherungs- und beitragspflichtig zur

Erwerbslose nfürsorge. Indessen gestattet die

besondere Sach- und Rechtslage der gemäß

$ 455 RVO. versicherten, von eigener Kassen¬

beitragszahlung befreiten Unständigen, deren

Befreiung auch von der Beitragsleistung zur

Erwerbslosenfürsorge aus technischen Gründen.

Ich wage nicht zu behaupten, daß das an¬

geführte* Material, das bereits durch Beiseite«

lassen veralteter Bescheide usw. verringert wor¬

den ist, daher an sich nur einen Teil der zu

dem Kapitel der Beitragsbefreiung ergangenen

amtlichen Auslegungen usw. darstellt, voll¬

ständig sei. Bei der Fülle all des zu jenem

Stoffgebiet Gcschried)emn mag einem dies und

jenc*s vorenthalten geblieben sein. Wenn es

indi*s gelang, eine Reihe wesentlicher Tat¬

sachen hieraus in Erinnerung gebracht zu

haben, so ist der Zweck der Arbeit erfüllt.

Zur Einfügung der „Dienstordnungen" nach der RVO.

in das neue Arbeitsrecht.

Von Professor Dr. Erdel. Mannheim.

Die Reichsversieherungsordnung (Neufas¬

sung vom 15. Dezember 1924, RGBl. Teil

I, S. 779) schreibt in den §§ 351 ff. vor, daß die

Krankenkassenvorstünde für diejenigen be¬

soldeten Angestellten der Krankenkassen, die

nicht Beamte sind, eine Dienstordnung

aufzustellen haben, die der Genehmigung des

Oberversicherungsamts bedarf und die Rechts¬

verhältnisse sowie die allgemeinen Dienstver¬

hältnisse der Angestellten regeln, insbesondere

auch einen Besoldungsplan enthalten muß.

Diese Dienstordnung ist „nach Anhörung der

volljährigen Angestellten'4 aufzustellen; kommt

sie nicht rechtzeitig zustande, so „stellt" das

Oberversicherungsarnt selbst sie „rechtsver¬
bindlich fest". Bestimmungen der Einzel¬

anstellungsverträge, die der Dienstordnung zu¬

widerlaufen, sind nichtig.

Aehnliche Vorschriften gibt die RVO. in den

§§ 690 ff. für die Berufsgenossen¬

schaften.

Wie ordnen sich diese Bestimmungen der

Redchsversicherungsordnung in das neue Ar¬

beitsrecht ein?

Diese Frage gliedert sich in zwei Unterfragen:

1. Wie verhalten sich die Bestimmungen dea

RVO. zu den Bestimmungen des Betriebs-

i ä t e g e s e t z e s über das Mitwirkungsrecht
der Betriebsvertretungen bei der Regelung der

! x>hn- und Arbcdtsbedingungen, insbesondei <

bei der Erlassung von Arbeitsordnungen oder

sonstigen Dienstvorschriften?

2. Welche Bedeutung kommt dern T a r i f -

i ertragsrecht gegenüber der durch

Dienstordnung einer Krankenkasse odei Be¬

rufsgenossenschaft getroffenen Regelung der

Lohn- und Arbeitsbedingungen ZU?

Diese beiden Fragen sollen nachstehend be¬

handelt werden.

i.

Darüber, ob die Bestimmungen der

RVO. über das Zustandekommen der Dienst¬

ordnungen für Angestellte der Krankenkassen

oder Berufsgenossenschaften auch dem neuen

Arbeitsrecht, dem Betriebsrat ege» setz,

standhalten, liegen gegensätzliche Ent¬

scheidungen des Kammergerichts Berlin (8. Zi¬

vilsenat, vom 11. Oktober 1924) und des Reichs¬

versicherungsamtes (3. Beschlußsennt, vom

11. Juni 1924) vor; beide sind im Reichsarbeits¬

blatt 1925 Nr. 9/10 (S. 86 ff. des amtlichen Teils)

abgedruckt. Das Kammergericht geht, aller¬

dings ohne ausführlichere Begründung, davon

aus, daß die Bestimmung des Betriebsräte¬

gesetzes in § 80 Abs. 1, verbunden mit § 78

Ziffer 3, auch die Dienstordnungen der RVO.

erfasse. Das Reichsversicherungsamt dagegen

leegt mit ausführlicher Begründung dar, daß die

Sondervorschriften der RVO. über das Zu¬

standekommen der Dienstordnungen durch das

Betriebsrätegesetz nicht berührt worden seden.

Welche Auffassung ist die richtige? Es ist

nicht ledcht, diese* Frage» zu beantworten« Man

könnte es sich leicht machen, indem man sieh

auf den Standpunkt stellen würde, dafi das Be¬

triebsrätegesetz schon aus i echtsformalen

Gründen hinter der RVO. zurückstehen müsse;

denn die RVO« sei das neuere Gesetz (sie ist

ja, wie eingangs erwähnt, am 15« Dezember

1924 im Reichsgesetzblatl S. 779 neu verkündet

worden) und überdies das Spezialgesetz; neuere

Geesetze gehen aber den älteren, Spezialgesetze
den allgemeinen Gesetzen nach anerkannter

Rechtsregel vor. Indessen verschmäht das

Rede hsversicherungsamt selbst die Losung der

Frage aus diesem rechtsformalen Gesichts¬

punkt; es gesteht zu, daß, obzwar dir RVO.

durch das Betriebsrätegesetz formell nicht ge¬

ändert worden sei ($ 104 BRG. erwähne nichts
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\on inei solchen Aenderung), dennoch die*

Vorschriften d» i RVO. übei di#- Aufstellung

dei Dienstordnungen gegenüber dem Betriebs-

rätegesetz zurücktreten müssen, wenn die

Dienstordnungen dei RVO. als Dienstvor¬

schriften odei Arbeitsordnungen im Sinne* der

$5 78 Ziff. 3 und Sn Abs. 1 BRG. anzuseher»

wären. Dies sucht dann das Reichsversiche-

i ui nt zu widerlegen; aus mate¬

riellen Erwägungen also kommt es zur Ver¬

neinung der Frage, ob di** Dienstordungen d*\

RVO. untei das Betriebsrätegesetz fidlen.

Von den fünl Argumenten, die das Reichs¬

versicherungsamt dafür geltend macht, kommen

(wie es selbst, im Eingang des vorletzten Ab-

s..tz' s s« ine i Ausführungen, mittelbar zugibt)

nui zw» i als wirklich durchschlagskräftig in

Betracht; nämlich dei Hinweis darauf, daß so¬

wohl dei persönliche wie der räumliche Wir¬

kungskreis der Dienstordnungen, wie die* RVO.

sie- v\illf übe i den Rahmen hinausgehe, den eine

nach dem Beti iebsrätegesetz zustandegekom¬
mene Dienstordnung haben könnte. Der per¬

sonliehe Wirkungskreis deshalb, weil z. B. bei

den Berufsgenosse nschafteen die* Geschäfts¬

führer und tee hnise hen AuJsii htsbeamten aus

dem Wirkungskreis des Betriebsrätegesetzes

gemäfi $ 12 hautig ausscheiden würden; der

räumliche Wirkungskreis deshalb, weil nach

dem Betriebsrätegeesetz in der Regel für jede
Sektion dei Berufsgenosse nschafteen eine selb-

stänedige Betriebsvertretung zu bilden sei, so

dafi für das Zustandekommen der Dienstord¬

nung nach dem Betriebsrätegeesetz nur jeweils
die- Betriebsvertretung dei einzelnen Sektion in

Frage komme, wahrend du- RVO. doch eine

einzige, einheitliche Dienstorednung für die

ganze Bei uisgenossenschaft wolle, Aue h die s

Argumente des Reichsversicherungsamts sind

nicht unbedingt überzeugend Wohl ist zuzu¬

geben, daß bei den Berufsgenossenschaften aus

den angeführten Verschiedenheiten des persön¬
lichen und räumlicchen Wirkungskreises sich

praktische Schwierigkeiten ergeben könnte

wenn es sich darum handeln würde, eine Dienst¬

ordnung im Sinne dei RVO, nach den Bestim¬

mungen des BRG. zustande zu bringen; jedoch
muh ein Ausweg sich finden lassen, wo es

darauf ankommt, den neuarbejtsrechtlichen Ge¬

danken d<s Mitwirkungsrechts dei Betriebs¬

vertretungen /ui Anerkennung zu bringen«

Es bleibt abe r noch ein we iteres Bedenken,
auj das vom Reichsversicherungsamt nicht hin¬

gewiesen worden ist. Nach $ 156 RVO« ist,

wie eingangs erwähnt, das Oberversicherungs¬
arnt berechtig! und verpflichtet, die- Dienstord¬

nungen füi die Krankenkassen seinerseits

„rechtsverbindlich fe stzustellen", wenn die»

Krankenkasse trotz Aufforderung des Oberver¬

sicherungsamts in der dafüi gesetzten Frist

keine- Dienstordnung eingereicht hat. Dem ent¬

spricht füi die Berufsgenossenschaften die* Be¬

stimmung des § 700, Absatz 3; auch hier ist,

für das Reichsversicherungsamt, das Recht und

die Pflicht zur einseitigen Erlassung der Dienst¬

ordnung für ähnliche Fälle vorgesehen. Diese

einseitige behördliche Fest¬

setzung der Dienstordnung p a fit in das

System, nach dem das Betriebsräte-

g »setz die Arbeitsordnungen und sonstigen

Dienstvorschriften Zustandekommen läßt,

schlechterdings nicht hinein. Es

geht aber doch nicht wohl an, die $$ 356 und

700, Absatz 3 RVO. als durch das BRG. still¬

schweigend beseitigt anzusehen; denn ihre Ab¬

sicht ist, daß für die Angestellten der Kranken¬

kassen und Berufsgenossenschaften eine Dienst¬

ordnung unter allen Umständen zustande¬

kommt; dies liegt nicht zuletzt im Interesse

der Angestellten sedbst. Man kann diesen klar

ausgesprochenen Willen der RVO. nicht kurzer¬

hand beiseiteschieben mit der Erwägung, daß

lür das Zustandekommen der Dienstordnungen
nunmehr lediglich die Bestimmungen des BRG.

maßgebend seien; um so weniger, als das BRG.

bekanntlich keine Gewähr dafür bietest, daß der

von ihm eingeführte Weg des Zustandekom¬

mens tatsächlich auch immer zum Zustande¬

kommen verhilft. Vielmehr wird man, wenn die

Bestimmungen des BRG. auf die Dienstordnun¬

gen der RVO. angewendet werden sollen, dies

nur darauf beziehen dürfen, daß an die Stelle

der bloßen „Anhörung" der „volljährigen An¬

gestellten" das Mitwirkungsrecht der Betriebs-

Vertretungen gemäfi $ 78 Ziffer 3 und $ 80 Ab¬

satz 1 BRG« ZU treten hat.

Hiernach ist durchaus mit der Möglichkeit
zu rechnen, daß die Rechts o u f f a ss u n g

d e s Re ic h s v e r sie h e r u n g s a m t s, für

das Zustandekommen einer Dienstordnung im

Sinne der RVO. gelte nach wie vor nur diese»

sedbst, nicht das BRG«, sich schließlich

durchsetzt. Es ist bedauerlich, daß das

Kamnur<gerichtsurteil vom 11. Oktober 1924

sich mit der Entscheidung des Reichsversiche¬

rungsamts vom 11. Juni 1024 nicht auseinander¬

gesetzt hat; anscheinend war ihm diese» Ent¬

scheidung trotz der viel monatigen Zwischenzeit

noch nicht bekannt

II.

Ist hiernach die» Frage, ob die Bestimmungen

der RVO. über die Dienstordnungen von dern

neuen Arbeitsrecht beeinflußt werden, inso-

w e i t als u n g ek 1 ä r t e Streit! r o g t zu

bezeichnen, als es sich um die Rechtsstellung

der Betriebsvertretungen handelt, so wird um

so wichtigei die F r a g e, wie es sich mit

der Rechtsstellung der für die» Angestellten der

Krankenkassen oder Be ruf sgenossenschaft en

kraft Verbandsmitgliedschaft oder kraft Allge-
ineinverbindlichke.it maßgebenden T ar if ver¬

trage gegenüber dem Inhalt der Dienstord¬

nung* n im Sinne der RVO. verhält. Auch diese

Frage hat die Gerichte schon beschäftigt. Ein
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vom Arbeitgeberverband Deutscher Berufs¬

genossenschaften mit Angestellten verbänden

abgeschlossener, für allgemeinverbindlich er¬

klärter Tarifvertrag vom 14. November 1910

währte ständigen Angestellten nach zehn¬

ihriger Dienstzeit allgemein Ruhegehalts¬

berechtigung und lebenslängliche Anstellung.

Die Dienstordnungen der in Betracht kommen¬

den Berufsgenossenschaften sahen dagegen die

lebenslängliche Anstellung nur von Fall zu

i: a 1 1 kraft besonderen Beschlusses der Ge¬

nossenschaft vor. Gemäß § 701, Abs. 2 RVO.,
wonach Bestimmungen der Angestedlungsver-

tiäge nichtig sind, wenn sie der Dienstordnung

zuwiderlaufen, betrachteten daher die» Ge¬

nossenschaftsvorstände die Tarifvertragsbestim¬

mung als unverbindlich, da sie keine weiter¬

gehende Wirkung beanspruchen könne, als eine

Bestimmung des Einzelanstellungsvertrages«
Das Reichsversicherungsamt folgte, im Vorver¬

fahren nach § 705 RVO., den Berufsgenossen¬

schaftsvorständen hierin nicht. Infolgedessen

i griffen sie den Rechtsweg nach $ 705, Abs. 3

RVO. Der eine Streitfall kam vor das Land-

richt Hannover (Urteil vom 21. Mai 1024), der

andere vor das Landgericht Duisburg (Urteil

vom 2. Dezember 1924). Während Hannover

sich der Auffassung des Redchsvc»rsicherun<gs-

ints ansch ob, also die Tarifvertragsbestim-

ung für wirksam erklärte freilich, ohne sich

auf grundsätzliche Erörterungen über das Ver¬

hältnis zwischen Tarifvertrag und Dienstord¬

nung einzulassen —,
teilte* das Landgericht

Duisburg di:» Auffassung der Berufsgenossen¬
schaft, daß die Tarifvertragsbestimmung, weil

mit dea Dienstordnung nicht irn Einklang
stehend, gemäfi $ 701 Abs. 2 RVO. nichtig sei.

Das Landge»richt Duisburg machte» dabei auch

Bedenken in der Richtung geltend, ob e»s über¬

haupt angängig sei, daß ein Tarifvertrag lebens-

ingliche Anstellung testle»ge; es sprach also

der I arifvertragsbestimmung über die lebens-

ängliche Ai Stellung nicht nur relativ (im Vei-

haltnis zur Bestimmung der Dienstordnung),
sondern auch absolut die Rechtswirksamkeit ab.

Es kann hier auf diese weitergehenden Aus¬

führungen im Urteil des Landgerichts Duis-

irg nicht eingegangen werden. Ebenso soll

hier dahingestellt bleiben, ob zwischen der Ta¬

rifvertragsbestimmung über die lebenslängliche
Anstellung t nd der DienstOrdnungsbestimmung
darüber in der Iat ein unüberbrückbarerGegen-

tz bestand. Vielmehr soll hier nur auf die-

i undsätzliche Frage des Verhältnisse s

zwischen Tarifvertragsbestimmungen eing
agen werden.

Ist es rief tig, daß infolge* der NichtigkeitS-
iusel der §§ 357 Abs. 3 und 701 Abs. 2 RVO.

1 arifvertragsbetimmmungen insoweit unwirk-

iiu sind, als sie Bestimmungen der Dienst¬

ordnungen im Sinne der RVO. widersprechen?
Mit andern Worten: Haben die Bestimmungen

dieser Dienstordnungen den Vorrang vor den

Bestimmungen der Tarifverträge, oder ist es

umgekehrt?

Wäre unbestritten, daß nach Inkrafttreten des

Betriebsrätegesetzes auch die Dienstordnunger_

der RVO. gemäß den Bestimmungen des BRG.

Zustandekommen müssen, so wären die»se» Fra¬

gen leicht zu beantworten. Denn das Betriebs-

rätegesetz stellt selbst klar, daß die nach ihm

zustandegekommenen Arbeitsordnungen oder

Dienstvorschriften im Range den Tarifverträgen

nachstehen. Das ist festgelegt: einmal in § bb

Ziff. 5 durch die Worte „im Rahmen der gel¬

tenden Tarifverträge", sodann in § 78 Ziff. 2

(wovon § 78 Ziff. 3 nur ein besonderer Fall ist)

durch die einleitenden Worte» ,fsowe»it eine'

tarifvertragliche Regedung nicht besteht'4« Ar¬

beitsordnungen oder Dienstvorschriften also, die

im Rahmen des Be»triebsräte»ge»se»tzes erlassen

werden, können niemals den Vorrang vor Iarit-

\-ertragsbestimmungen beanspruchen. Das

würde mithin auch für die Dienstordnungen der

RVO. gelten, wenn sie gemäfi den Vorschriften

des BRG. zu erlassen wären; die Nichtigkedts-
klausel des $ 357 Abs. 3 und des § 701 Abs. 2

RVO. würde sich dann zweifellos nur auf

dienstordnungswidrige Bestimmungen der

Einzelanstellungsverträge beziehen«

Nun ist aber, wie oben in Ziffer I dargelegt,
die» Frage, ob die Dienstordnungen der RVO.

jetzt nach den Vorschriften des BRG. oder

immer noch unabhängig von ihnen lediglich
nach den Bestimmungen de»r RVO. Zustande¬

kommen, eine offene Streitfrage*. Es muß daher

das Rangverhältnis zwischen Tarifvertrag und

Dienstordnung auch für den zweiten Fall unter¬

sucht werden, also tür den der Rechtsauf-

t assung des Redchsversiche rungsamts ent¬

sprechenden Fall, daß beim Zustandekommen

der Dienstordnungen der RVO. keine Mitwir¬

kung der Betriebsvertretung, sondern nur eine

Anhörung dei einzelnen volljährigen Ange¬

stellten stattfindet und die Dienstordnung

nötigenfalls vom Oberversicherungsamt oder

Reichsversie herungsamt einseitig festgestellt
wird.

Eine» aui diese Art zustande ge konunene

Dienstordnung ist r e i n ö f f e n 11 ic h-r e* c h t-

Iich e* r Natur; sie ist ein auf ehe Sonderbestim¬

mungen der RVO. sich stützender Verwaltungs¬

akt des Kassen- oder Berufsgenossenschafts-
voi Standes beziehungsweise des Oberversiche¬

rungsamts oder Reichsversichei ungsamts. Man

kann daher die» Frage, ob ihre Bestimmungen

abweichenden, den Arbeitnehmern günstigeren,

Tarifvertragsbestimmunge n gegenüber zui iick-

stehen müssen, nicht einlach durch Berufung
auf die« tarifvertragsrechtliche Unmittelbarkeit**-

und Unabdingbarkeitswirkung der Tarifverträge
lösen. Denn, mag man auch d.is I ai i\\ eitrags-

wesen selbst als eine Einrichtung des öffent¬

liche n Rechts ansehen (weil i s, im ganzen
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betrachtest, sich als Selbstgesetzgebung der Be-

rufsven des Arbeitsreechts odei, richtiger

igt, als mittelbare Staatsgesetzgebung aui

dem Gebiete des Arbeitsreechts darstellt), so ist

doch »he- Wirkung der Tarifverträge auf die

itsvertrage privatrechtlicher Art; da-

n wirken ein- Dienstordnungen der RVO.

fer.tlich-rechtlich aui die* Anstellungsverti

dei Krankenkasse n- odei Be rufsgenossen-

se hattsange stellten ein. Es steht also, wenn das

Verhältnis zu ise hen einem 1 arifvertrag und

einer, lediglich nach den Bestimmungen de-r

RVO, erlassenen Dienstordnung bezüglich der

Einwirkung auf die Einzelanstellungsverträge

in Präge kommt, Privatrecht gegen öffentliches

Recht; das öffentliche Re cht ist aber nach all¬

gemein anerkannter Regel stets der Stärkere

Teil.

Daiaus folgt, dafi man, wenn man auch

gegenübel einer lediglich nach den Vorschrif¬

ten der RVO, zustandegekommenen Dienstord-

nung den Vorrang des Tarifvertrags be»jnhe*n

will, nach ein« außerhalb de»s Tarifver¬

tragsrechts stehenden Gesetzesbe»stimmung

suchen muß, die» geeignet ist, diese Bejahung

zweifellos zu stützen.

An einer solchen Gesetzesbestimmung fehlt

es nicht. Es ist der Artikel 105 der neuen

Reit h s v e r f a s s u n g vom 1 1. August 1919.

Dessen Absatz 1 bestimmt, daß die Arbeiter

und Angestellten dazu berufen sind, „gleich¬

berechtigt" in Gemeinschaft mit den Unter¬

nehmern an der Regelung der Lohn- und Ar-

be itsbedingungen mitzuwirken, sowie daß die*

beiderseitigen Organisationen U n d i h r e» V e» r-

einbar U n g t n „anerkannt" werden. Die*

„beiderseitigen Organisationen" sind ebe»n die»

Gewerkschaften (Angestelltenverbände) und die»

Arbe*itgebervei bände; „ihre» Ver einbarungen"

sind dir Tai it vertrage. Die Betonung der

„Gieie hbri rchtigung" und der „Anerkennung"

hat den k I a r e n S i n n
,
daß nach der Ab¬

sicht cjer Redchsveriassung das Tarifver¬

trag s w e s e- n die oberste Rechts¬

quelle für dir Normierung der Lohn- und

Arbeitsbedingungen zwischen Arbeitgebern
jeder Art und Arbeitnehmern jeder Art sein

soll. Allerdings spricht Artikel 165 nur von

„Unternehmern"« Aber dieses Wort ist hier

offenbar in dem Sinn des gewerkschaftliechen
Sprachgebraue hs verwendet, der die Begriffe
Unternehme i und Arbeitgebei gleichstellt«
Unterneehmer in die-sem Sinne- sind auch die

Krankenkassen und Bei ufsgenossense haften;

d
...

->i» ihre Arbeitgeberinteressen gegenüber
ihrer Arbeitnehmerschaft genau so zu wahren

entschlossen sind, wir gewerbliche Arbeitgeber
(Unte hiner im engeren Sinn), ze -igt eben ihr

Zusammenschluß zu Arbe-itg*»ben ei bänden.

Di» R eich sver fassu n g g eht. als

Staatsgrundgesetz des Reiches, je-dem an-

deren Gesetze vor. Versteht man also

ihre-: Artikel 1Ö5 in dem eben atisgeführten

Sinn, daß er dem Tarifvertragswesen die Eigen¬

schaft oberster Rechtsquelle für die Lohn- und

Arbeitsbedingungen zwischen Arbeitgebern und

Arbe itnehmem jeder Art beilegen wollte*, s

gewährleistet er den Tarifverträgen auch vor

den Dienstordnungen der RVO. unbedingt dei,

Vorrang.
*

Anmerkung der S c h r i f t 1 e* i t u n g

Unser geschätzter Mitarbeiter, Herr Frofesso:

Dr. Erded, vermutet im Teil I seines Autsatze»s, der

dem Kammergeiicht bei Erlaß seines Urteils

vom 11. Oktober 1924 die Entscheidung des

Reichsversicherungsamts vom IL Juni 1924 nicht

bekannt gewesen wäre. Diese Entscheidung de»s

Re'ichsversicheMungsamts hat indes gerade in

dem Prozeß beim Kammergericht eine beträcht¬

liche Rolle gespielt. Wenn das Urteil des

Kammergerichts in seiner Begründung nicht

ausführlich genug ist, dann sicher deswegen,

weil es der Begründung de»s Landgerichts

gerade insoweit vollständig zustimmt, als es

sich um die Frage der Mitwirkung der Be¬

triebsvertretungen beim Zustandekommen von

Dienstordnungen handelt.

Im übrigen hat das Kammergericht den

gleichen Standpunkt in einem späteren Urteil

vom 19. Dezember 1924 (siehe „Volkstümliche
Zeitschrift" 192, S. 102) eingenommen.

Daß auch die Rechtswissenschaft dieser Auf¬

fassung (die da>> Reichsversicherungsamt ab¬

lehnt), zustimmt, ergibt sich aus der soeben

erschienenen Gesamtdarstellung des Arbeiter¬

rechts von Universitätsprofessor Dr. Walter

Kaskel (Enzyklopädie der Renrhts- und Staats¬

wissenschaft, Band XXXI, Verlag von Julius

Springer, Berlin), die in der Presse allgemein

große Anerkennung gefunden hat. Kaskel führt

in sednem Werk aus:

„Unter Dienstvorschriften sind a 1 1 e für

(»inen einzelnen Betrieb bestehen¬

den Vorschriften zu verstehen, die

ihrem Gegenstand nach zum obligatorischen

oder fakultativen Inhalt einer Arbeitsordnung

gehören, aber nicht in der «gesetzlich vor¬

gehe hriebe»nen Form einer Arbeitsordnung er¬

lassen werden. . . .

Eine* Verpflichtung zum Erlaß derartige!

Dienstvorschriften besteht nur nach Maß«gabe

einzelne! Arbc it ersehnt zvorschriften für bei¬

stimmte gefährliche Betriebe, sowie nach Maß¬

gabe besonderer gesetzlicher Vorschriften für

bestimmte behördliche oder behördenartige

Verwaltungen (z. B. für die A ngestellten
der V e r s i c h e r u n g s t r ä g e r

,
der Ar¬

beitsnachweise usw.), während im übrigen dei

Erlaß vom Ermessen des Arb< itgebers abhängt

Soweit abei entweder eine solche* «gesetzlich«

Notwendigkeit zum Erlaß von Dienstvor¬

schriften besteht, oder aber der Arbeitgeber

sie- freiwillig erlassen will, bedürfen die

Dienstvorschriften nach $$ 75, BO

BRG. zu ihrer Rechtswirksamkeit



der gleichen Mitwirkung des Be¬

triebsrats bzw. G r u p p e n r a t s wie

die Arbeitsordnung (S. 23) und kön¬

nen mangels Einigung hierüber

durch den Schlichtungsausschuß
bindend festgesetzt werden. Ein

etwa nach anderen Vorschriften außerdem noch

bestehendes Erfordernis einer behördliche»!. Ge¬

nehmigung (z. B. gemäß S$ 355, 700 RVO.

Genehmigung des RVA. für die Dienstordnun¬

gen der Versicherungsträger) wird hierdurch

nicht berührt, bleibt also aufrechterhalten."

Ist aber die Frage I (Mitbestimmungsrecht
der Betriebsvertretungen) in diesem Sinne zu

entscheiden, so ist die Frage II (Tarifvertrag
und Dienstordnung) zugleich weiter geklärt,
wie Herr Professor Dr. Erdel treffend bemerkt.

Denn: Sind die Dienstordnungen Dienstvor¬

schriften im Sinne de»s Be»trie»bsräte«gese»tzes, die

der Mitwirkung der Betriebsvertretungen be¬

dürfen, so haben auch nach de»r ausdrücklichen

Bestimmung des BRG. die Tarifverträge vor

ihnen den Vorrang (§§ 06 Ziffer 5 und 78

Ziffern 2 und '}).

Durchführung des Besoldungssperrgesetzes bei

kassenleitenden Angestellten.
Von Geschäftsführer M. P

Die
Bemühungen des preußischen Ministers

für Volkswohlfahrt auf Herabsetzung der

Bezüge der KassenangesteUten nehmen kein

Ende. Ein Rundschreiben vom 26. März 1925

(III. V. Nr. 590. 25.) läßt erkennen, daß das Mini¬

sterium die* umfangreiche und bedeutsame Tätig¬
keit der Kassenangestellten und besonders die

der Geschäftsführer der Ortskrankenkassen bis¬

lang nicht genügend und nicht richtig ge¬

würdigt hat. Aus der Fülle der Dinge seien im

folgenden einige zur Unterrichtung über die

tatsächlichen Verhältnisse bezüglich der Ge¬

schäftsführer geschildert.
Die Aufgaben eines Kassenverwfalters sind

nicht nur rein verwaltungsmüßig. Er trägt den

beteiligten Arbeitgebern und Versicherten, ins¬

besondere dem Vorstand, Ausschuß und den

Aufsichtsbehörden gegenüber die Verant¬

wortung für den Kassenbetrieb in finan¬

zieller und sozialer Beziehung. Es wird von ihm

mehr verlangt als rein aktenmüßig zu arbeiten

und Verwaltungs a u f s i c h t auszuüben. Die»

Geschäftsführer mittlerer und größerer Kassen

haben d<n Vorstand zu beraten bei der An¬

stellung von Angestellten. Sie» haben neben der

Beaufsichtigung für die» Ausbildung zu sorgen«

Meistens aus der Praxis in die Stellungen hin¬

eingewachsen, kennen sie» die» Erfordernisse des

Betriebes und die Leistungsfähigkeit und Ver-

wendbnrke t der Ange»stellten. Sie Stellen jeden
seiner persönlichen Veranlagung nach an den

richtigen Platz, damit der Betrieb keinen Scha¬

den leidet und Versicherte und Arbeitgeber
ihre Belange als in unparteiischer Weise g«£-
sichert ansehen können«

Die Kriegs-, Kriegsfolge- und Inflationszeit

mit allen ihren Auswirkungen haben auch be¬

wiesen, daß die richtige Geschäftsführertätigkeit
im wesentlichen mit dazu bdigetragen hat, die»

Krankenversicherung über die Schwere Zeit

verhältnismäßig gut hinwegzubringen, obwohl

die* Gesetzgebung in ihrer Schwerfälligkeit viel¬

fach der unbedingt gebotenen plötzlichen Ein¬

stellung in veränderte Situationen entgegen-

e t e r s
, Wilhelmsburg-Elbe.

gewirkt hat. Auch heute noch müssen die Ge¬

schäftsführer die gesamten Vorgänge des Wirt¬

schaftslebens äußerst rege beobachten. Der

Arbeitsmarkt im allgemeinen und ganz beson¬

ders die wirtschaftlichen Kämpfe üben einen

außergewöhnlich großen Einfluß auf die Kassen-

verhältnisse aus. Bei den Geschäftsführern

kleinerer Kassen treffen die angeführten Tat¬

bestünde ebenfalls zu, mit Ausnahme der Ver¬

antwortung für Angestellte. Dafür aber werden

von diesen führenden Angestellten bedeutsame

Tätigkeiten anderer Art verlangt. Der Ge¬

schäftsführer einer kleineren Kasse muß viel

mehr aus sich heraus die Dinge meistern, ver¬

folgen und entscheiden, als mittlere Angestellte
in größeren Kassen mit oberer Führung, die

immer durch Aussprache und Anlehnung an

übergeordnete Personen für ihre Arbeitstätig¬
keit eine Stütze finden können.

Die Bedeutung der Mitwirkung bei oder mehr

noch der Wert der vielfach selbständigen Füh¬

rung von Verhandlungen bezüglich der Ab¬

schlüsse von Verträgen mit Aerzten, Apothe»-
kern und allen möglichen Kontrahenten braucht

nicht besonders betont zu werden. Eine ge¬

schickte Verhandlungsführung durch einen Ge¬

schäftsleiter bringt den Kassen - groß oder

klein ganz erhebliche Ersparnisse,
S u m m e n

,
die de* n Betrag der j e-1 z t

s o umstrittenen Beso 1 d u n g s g r u p -

pendif f e r enz weit in den S c hatt e n

stellen« Dafi gerade diese* Tätigkeit außer¬

ordentlich schwielig ist, wissen die* Versiche-

i ungsbehörden aus den Auseinandersetzungen
zwischen Aerzten und Krankenkassen. Dieses

Gebiet ist eine Spezialwissenschaft. Die übrigen
Ve :handlungen verlangen «gewisse* kaufmän¬

nische Durchbildung, ein gewisses Ansehen und

Beobachten des Preismarktes neben juristischer
Schulung, damit Vertragsinhalt und Vertrags-

form sich nicht nachteilig für die* Kassen aus¬

wirken können. Die» Verantwortung eines

Kassenleiters auf rein finanziellem Gebiet ist

auch grofi« Von der nötigen Kenntnis des
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Bank- odei richtige i gesagt, de*s allgemeinen

Geldverkehrs- und Kreditwesens hangt es

*.*-• h b. dafi die gesetzlichen Bestimmun-

n in ihrei starren Form du gute Kapital¬

anlage nicht hemmen« Wieewett Geschäftsführer¬

tätigkeit bei gröberen und mittleren Kasse n

durch Neueinrichtung von Ne be nbetrieben —

/ ihnkl en, Lichtheil- und Badeanstalten, Ge¬

sangs}»* in.'
,
Heilmittelselbstabgabe unte i

•-lung d< i Erfahrung meist jahrelang
ler Beobachtung Werte schallt und

dem Vo inzen dient, ist zahlenmäßig nicht

zu bezeichnen Die durch Geeschäftsführer- und

Vorstandstätigkeit be einflufite Forteentwickking
d« sozialen Fürsorge und Förderung derVoIks-

sundheit, die- Erziehung \on Teilen desVolks-

/ui allgemeinen Volksgeesunedheitspflege
1 ssen immerhin erkennen, dah die schema-

tiv< he (] i » ich st ei I un g m i I N u r- Ver-

w ii 11 ii n g s a ngest el 11 e n u n d - Be a m -

t i n d • s Reichs, dei Länder und der

(j • meinden wirkli c h nicht nur nicht

berechtigt ist, sondern auf die zeit«geinnhe, so-

ziale Betätigung sich lähmend auswirken muß.

DaS So/ialversie he i uiiUSI echt ist hellte SO

vielseitig, dafi die geschaftsleiteenden Ange¬

stellte n, die- j.. mündlich und schriftlich alle

Sti ettsoechen, selbst i ei ständlich in Fühlung¬
nahme mit dein Vorstande, vertreten müssen,

wirklie h e in außerordentliches Könneen haben

müssen, wenn sie ihren Platz bislang behauptet
haben und t * r r 4 * r behaupten wollen«

Wieweit K.ss« n, nn Mitgliederzahl wohl klein,

abei duuh Neben- und Meldete den belastet,

hv\i< rige Verwaltungsaufgaben zu erledigen
haben, Iaht sich zahlenmäßig nicht sagen. Dal;

die Verantwortui für alles Geschehen und

Werden in den Nebenstellen vom G-eschäfts-

fuhiej zu tragen ist, ist füi die Beurteilung de s

Weertes dei fätigkeit von nicht unerheblichei

Be «1. utui 'j

Die Entscheidung de s Reichsschiedsgerichts
bezüglich Eingruppiei ung der Gese häftsführe i

geht, wie die- Begründung /vi erkenneen gibt, im

wesentlichen von dei Mitgliederzahl einer Kasse

aus. Sie berücksichtigt nui nebenbei etwa be¬

stehende Familienversicherung. Es wird \ oll-

ständig übersehen, dafi «nah Kasser! mit

«gleichen Mitgliederbeständen in dei Regel nicht

rgleichbai sind. Es kommt füi die Würdi-

gui dei Schwierigkeiten besonders aui die

Lage d» i Kasse an. Eine Kasse in nächsfe i

Nähe odei an dei Grenze einet Großstadt cre-

en, wird durch das Hin- und Herüber¬

wechseln ehr Mite.ie eh. drei- bis viermal mehi

An- und Abmeldungen zu veerarbeiten habe

als eini städtische Ki • k.iss eichei Größe

Provinz« G iu so wird dei Umfang der
I- Schäfte und damit auch dei Grad der

Verant tu durch die Struktur der Kasse

mitbestimmt. Die Krankheitsziffern sind in wirt¬

schaftlich be (hütenden und industriell stark

durchsetzten Bezürkcen wesentlich höher, als in

kleinen ländlichen Städten, in denen Handel,
Kleinhandwerk und Haushaltungsbeschäftigung
überwiegen. Die Art der Beitragserhebung -~

Lohnstuten mit Rechnungszustellung oder Ab-

tührung nach tatsachlichem Arbeitsverdienst

ohne» solch* bedingt je nach den gegebener»
Verhältnissen Ei weite rung der Personnlüber-

wachungsbe tugnis und Verantwortung. Wesent¬

lich beeinflußt auch noch die Berufsgliederung
der Mitglieder das Maß der Tätigkeit und Ver¬

antwortung ur.d nicht zuletzt de»r Familienstand

der Versicherten die* Kassenverhältnisse.

Den Grad des Einflusses aller erwähnten Um¬

stände zu erkennen und danach die Führung

der Kasse- einzurichten, ist nicht einfach.

Die Erfahrungen hinsichtlich der Bewertung

der Familienversicherung decken sich in dei

Praxis nicht mit den Gedanken, die in der Ent¬

scheidung des Reichsschie»ds«geiichts nieder¬

gelegt sind. Bei der Bere*< hnung de»s Durch¬

schnitts*-iiikommens nach der RBO. wird die

Familie gerechnet: ein Ehemann, eine Ehefrau,

zwe i Kinder
.

vier Personen. Man schätzt je
nach der Struktur der Kasse und der Art der

Versicherten die Zahl der verheirateten Mit¬

glieder mit Anspruch für die Familiennngehöri-

gen auf 40 bis 00 v. H. des «gesamte*n Mitglieder¬
bestandes. Darnach wäre der Durchschnitt 50.

Die Wertung der Familienversicherung durch

die Umre-chnung auf Mitgliederznhlen zeigt fol-

ndes Beispiel:

Geesamtmitgliederzahl . .
10000

50 v. H Ehe trauen . . .
5000

zweimal 50 v. H. Kinder
.

10000

zusammen 25 (MK)

Danach ist die Zuschlagswertung des Schieds¬

spruches von einem Drittel der Mitgliederzahl
völlig unhaltbar. Aber auch die vorstehend er¬

mittelte n Zahle n treffen für die» Belastung»-

rtung über die Verantwortlichkeit des Ge¬

schäftsführers noch nicht das Richtige. Es darf

auch bei allen diesen Berechnungen nicht übe»r-

s< hen werden, daß ein FamUienversicherungs-
fall die» Kasse in der Verwaltungstätigkeit nicht

so stark beinstet, wie ein Versicherungsfall

ein»s Mitgliedes. Wird die Belastungsstärke
nn halb so hoch ange*set/t wie für Mitglieder,
se> ergibt sich in der vorstehenden Zusammen¬

stellung ein Abstrich von 7500« Wenn nun die

Mitgliederzahlen einen Anhalt lür die- Be-

we rtung der Verantwortlichkeit geben solle»n —

Richtlinien dürfen sie- nie seilt — dann muß

nach vorstehende! Entwicklungsberechnung
nicht ! 131 i v. H. des Mitgliederbestandes,

nde rn mindestens 75 v. H. zugeschlagen
werden« 100 Proze nt Zuschlag wäre bei ver¬

schiedenen Kassen noch vertretbar.

Die geschilderte n tatsächlichen Verhältnisse

dürften Klarheit darüber gegeben haben, dafi

die Mitglieederzahlen allein nicht, sondern nur

mit anderen Umständen zusammen für dir Be¬

wertung der Leistungen der Geschäftsführer der



I tskrankenkassen herangezogen werden

innen.

Wir schlichen unsere Be-wedsdarlcgungen in

r Erwartm g, daß der preufiische Minister für

Volkswohlfahrt davon absehen wird, für Preußen

he it liehe Gruppierungsvorschriften für die

(Geschäftsführer der Krankenkassen aufzu¬

stellen. Die Verhältnisse lieg«en bei jeder Kasse

ders. Am besten wird die Besoldung der Ge-

n. häftsführer durch den Vorstand und den

Ausschuß in verständigem Einvernehmen mit

den Versichcrungsbehörden frei von allem

Kle ingeist unter Berücksichtigung der beson-

ren örtlichen Verhältnisse geregelt.
Die abgeschlossenen Tarifverträge sind auf

le Fälle zu beachten. Diese sind auf Grund

eingehender Kenntnis der Verhältnisse auf¬

gestellt Sie sind Produkte jahrelanger Erfah¬

rungen und können deshalb nicht schlecht sein,

weil die von den zuständigen R«egierungsstelle
bei Einführung der RVO. herausgebrachte
Musterdienstordnungen im wesentlichen die Be¬

stimmungen des seinerzeit geltenden, zwischen

dem Hauptverband deutscher Krankenkassen

end dem Zentralverband der Angestellten ab¬

geschlossenen. Tarifvertrages übernommen ha¬

ben und hinsichtlich der Rechtssicherungen
und Gehaltsbezüge der Angestellten die neue¬

ren Tarifvertrage* auffällige, berechtigt e n

Widerstand der Behörden herausfordernde Ab¬

weichungen gegen früher wirklich nicht fest¬

ig legt haben.

Verwaltung.
Krankenkassenangestellte als Vollstreckungs¬

beamte im Jahre 1924. Zu den wichtigsten und

auch oft rieht gerade leichtesten Auf«gaben
einer Krankenkasse gehört die Einziehung der

Beiträge. Die Kassen haben durch die ver¬

spätete Zahlung der Beiträge nicht nur einen

«großen Zinsverlust, sondern werden auch in

ihrer Leistungsfähigkeit beschränkt. Wie nach

dem alten Krankenversicherungsgesetz so wer-

n auch nach der Reichsversieherungsordnung
die* rückständigen Krankenkassenbeiträ«ge wie

(jerneindeabgaben beigetrieben. Die Kranken-

kassenbeiträge zählen zu den bevorre»chti«gten
! orderungen nach den Bestimmungen ($ öl,
Ziffer I) de»r Konkursordnung für das Deutsche

Reich. Um die notwendig werdende* zwangs¬
weise Einziehung von Beiträgen für die Kassen

e in facher ur.d leichter zu gestalten, ist in die»

RVO, im $ 404, Absatz 4, folgende» Be»stimmun«g

aufgenommen worden: „Die Gemeindeaufsichts¬

behörde kann die geschäftsleitenden Beamten

nach Anhören der Kasse als Vollstreckungs-
beamte bestellen.*4 Ueber die Auslegung dieser

Bestimmung entstanden in der Praxis bald

Zweifel. Nach dem Wortlaut und auch auf

Grund der ergangenen Entscheddungen konnten

s Vollstreckungsbeamte nur Angestellte der

Kassen beste»llt werden, denen die Rechte und

^lichten der staatlichen und «gemeindlichen

Beamten nach $ 350 Abs. 4 de»r Reichsver-

sicherungsordnung in alter Fassung übertragen
rem Deshalb und auch noch aus verschie-

nen anderen Gründen war die Durchführung
r Bestimmung sehr schwierig. Es ist in der

Praxis wohl auch kaum vorgekommen, daß ein

schäftsleitender Beamter einer Kasse zum

ollstreckungsbeamten bestellt wurde

Während de*s Kriegs und der ersten In-

tionsiahre schon stiefi infolge de-s wirtschaft-

hen Niede rgangs der schnelle und restlose

üinzug der Beiträge immer mehr aui Schwierig¬
sten. Sollten dic* Krankenkassen lebensfähig
üben, so mußte- hier Wandel geschafl
id«n. Durch das Gesetz über Aenderungen

* r Redchsversicherungsordnung vom 21. Juli

22 (RGBl. S. 654) hat der 5< 404 Abs. 4 demzu-

»Ige folgende Fassung erhalten: „Die oberste

Verwaltungsbehörde kann bestimmen, daß <]

Versicherungsamt nach Anhören der Kasse» die

geschäftsleitenden Angestellten als Voll¬

streckungsbeamte und sonstige Angestellte» der

Kasse als Vollziehungsbeamte bestellen darf.

In einer Begründung dazu wird ausgeführt,
daß die nach den Landesrechten nötige Vor¬

aussetzung für die Befugnisse eines Voll¬

streckungsbeamten, nämlich die Eigenschaft «ls

unmittelbarer oder mittelbarer Staatsbeamter,
bei den Vollstreckungsbeamten der Kranken¬

kassen nicht mehr notig sei, da die Voraus¬

setzung* nur bed einem verschwindend geringen
Teil der Kassenangestellten noch bestehe. Auf
Grund der neuen Bestimmung ist den Landes¬

behörden das Recht gegeben, den Kassen die

Bestellung von Vollstreckungs- und Voll¬

ziehungsbeamten aus den Reihen ihrer Ange¬
stellten zu genehmigen Von Seiten der Kassen¬

verbände sind die» Landesregierungen mehr¬

fach erinnert worden, von ihrem Reicht nach

$ 404 Abs. 4 der RVO. Gebrauch zu machen

und die Versichcrungsämter zur Bestellung von

Krankenkasse»nangesteilten zu Vollstreckungs-
und Vollziehungsbeamten zu ermächtigen« Der

Hauptverband deutscher Krankenkasse»n hat im

April 1023 eine derartige Mahnung an die» Re¬

gierungen gehen lassen, nachdem eine frühere»

vergeblich war. So hiedt z .B. der oldenburgische
Minister für soziale Fürsorge eine» Bestellung
von Krankenkassenbeamten zu Vollstreckungs¬
beamten, wie er in einer Mitteilung vom

25. November 1022 ausführte, tür unnötig.
Der sächsische Arbeitsminister hat am 20. Api il

1023 die» zur Ausführung des $404 Abs. 4 RVO,

nötige Verordnung erlassen« Nach die*se-r sollen
die Versicherungsämter regelmäßig von der

Ermächtiguni; Gebrauch machen, wenn von

den Kassen ein Antrag eingeht. Eine ähnliche

Verordnung erließ der preufiische Minister füi

Volkswohlfahrt am 9« Mai 1023, Die* Bekannt¬

machung des Hamburger Senats über dies.

Fr datiert vom IL Juli 1923. Das anhaltische

Staatsministerium erließ die nötige Verordnung
am 30, November 1924. Auch in Bayern,
Braunschweig, Hessen, I hüringen usw. wurd

entspreel le Verordnungen veröffentlicht.

Di«* Kass.n hatten also genügend Gelegenheit
kommen, von der neuen Ermächtigung Ge-
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brauch zu machen. Sie haben dies auch in

weitgehendem Maße getan. Die» Angestellten.

denen die Ausführung der neuen Pflichten zu¬

fiel, betraten damit ein ihnen vollkommen neu. s

Arbeits- und Rechtsgebiet. Die Grundsätze und

einz n Bestimmungen über die Zwangsvoll¬

streckung sind in de»r Zivilprozeßordnung im

achter; Buche» £$ 704 bis (|45 enthalten. Es ist

also «in umfangreiches Rechtsgebiet, dessen

Einarbeitung gar nicht so leicht ist. Außer¬

dem haben du» einzelnen Staaten noch be -

sondere Gesetze über die Zwangsvollstreckung
wegen Geldleistungen in Verwaltungssachen at¬

lassen. Es dürfte hier ZU weit führe»!., auf die

i inzelnen Vorschriften und Bestimmungen der

Zwangsvollstreckung, de s vorherge»h«»rden

nötigen Mahnverlahrens usw. näher einzmge hen.

Nur de r selbst in I:achkreise*n oft verwischte

Standpunkt Biter den Unterschie»d zwischen

Vollstrec kungs- und Vollzie»hungsbeamtc»n soll

kurz gestreift weiden. Die Vollstreckung^

beamten haben die Zwangsvollstreckung anzu¬

ordnen und ch Vollzie»hungsbeamten führen

lediglich die von den Vollstreckungsbeamtcn

angeordnetem Handlungen aus. Auch der neue

Wortlaut des $ 404, Abs. 4, gibt zu verschie¬

denen Zweifeln Anlaß. Macht eine» Kasse von

der Ermüchtigumg Gebrauch, so kann sie nicht

nur bloß Vollstreckungsbeamte oder nur Voll¬

ziehungsbeamte» ernennen lassen. Sie mtiß dann

vielmehr die ganze Zwangsvollstreckung (An¬
ordnung und Ausführung) selbst übernehmen.

Es ist ebenfalls nicht angängig, daß eine* Kasse

nur besondere Fälle selbst erledigt und die»

anderen, wie e»s bisher üblich war, de*n Ge-

meinde behorden überläßt. Hat sich einmal eine

Kass Angestellte zu Vollstreckungs- und Voll-

ziehungsbenmten bestellen lassen, so müsse»n

diese aile vorkommenden Fälle» restlos zu Ende*

führen.
Da die Verordnungen gemäß ^ 404, Abs. 4,

von den meisten Ländern erst Ende 1923 e*r-

lassen worden sind, so ist das Jahr 1924 das

«iste. in welchem man die Bedeutung und Wir¬

kung I« ItStellen kann, die» durch die selbständige»
Ausführung de»r Zwangsvollstreckung entstande»n

ist. In din Geschäftsberichten der einzelnen

Kassen für das Jahr 1024 kann man über die»sr*

Frage- int*»re*ssante* Angaben finden. Im großen
Und «ganzen sind den Kassen durch die» Selbst-
ulvcrn.thme* nur Vorteile erwachsen, die die ge¬

ringen durch ehe Mehrarbeit e»ntstnnde»nen
Nachteile bedeutend überwiegen« Man muß

sich eigentlich darüber wundern, daß nicht

mehr Kassen die Ausführung der Zwangsvoll¬
streckungen selbst übernommen haben. Es sind

im Verhältnis zu der Gesamtzahl nur wenige
Krankenkassen, die von der Ermächtigung Ge¬

brauch gemacht haben« Auch sind e»s nicht

in im« die großen und größten Krankenkassen,
sondern eher mittlere* und kleine.

Die Allgemeine Ortskrankenkasse» Weimar
hat sich ihren Geschäftsführer als Yoll-

^* - .- und einen Kassenboten als Voll¬

ziehungsbeamten bestätigen lassen. Im laut
de s (]. sc häfsjahre s wurden in 550 Fällen

Zwangst» itreibungsverfahren in die» Wege» ge -

leitet. V »n die»sen waren am Ende» de»s Jahres

noch 12o Fülle unerledigt. Nach de»n Angaben
der Kasse wäre die Zahl der unerledigten Fälle
noch viel großer geweesen. wenn die Zwangs¬

beitreibungen wie früher <las Vollstreckungs-
amt der Gemeinde ausgeführt hätte. Die Allge¬
meine Ortskrankenkasse Greiz, welche nach

ihrem Geschäftsbericht früher nie zu Zwangs¬
vollstreckungen zu schreiten brauchte, mußt»

da die Beitragsrückstände immer größer wur¬

den, schließlich im Laufe des Jahres von dem

Recht des $ 404 Abs. 4 Gebrauch machen

Dadurch ermöglichte sie einen schnelleren und

re»stlose»ren Eingang der Beiträge. Auch die

Allgemeine Krankenkasse Eisen ach sah sich

infolge der Schwerfälligkeit der Zwangsbei¬
treibung durch die städtischen Volistreckungs-
behörden veranlaßt, die Vollstreckungsange¬
legenheiten selbst zu erledigen. Daß sie mit

dieser Einrichtung nicht schlecht gefahren ist.

besagt der Geschäftsbericht. Auch noch eine^

Binse Reihe anderer Kassen hat mit der eigenen
Uebernahme der Zwangsbeitreibungen nur di»

besten Erfahrungen gemacht.
Um so mehr muß man sich wundern, daß

nicht viel mehr Kassen vom § 404 Abs. 4 Ge¬

brauch gemacht haben. Hauptsächlich die

großen Kassen stehen dieser Einrichtung noch

fern. So übergab beispielsweise die Allgemeine
Ortskrankenkasse Leipzig dem Rat der Stadt

Leipzig — VolLstreckungsamt — im Jahre 1924

nient weniger wie 28 112 Aufträge auf Zwangs¬

vollstreckung. Diese 28 112 Aufträge um¬

faßten Forderungen in Höhe von 804 773,70 Mk.

Die Allgemeine Ortskrankenkasse Göttin-

gen reichte monatlich gegen 130 Restanten der

städtischen Vollstreckungsbehörde ein. Die All-

gerne ine Ortskrankenkasse Alte»nburg
mußte gegen 387 Falle im Berichtsjahre ein¬

reichen.

In vielen Berichten fehlen die Angaben über

die Anzahl der weitergegebenen oder selbst-

ausgeführten Zwangsvollstreckungen, sodaß man

nicht wissen kann, ob die Kassen die Zwangs¬
beitreibungsverfahren selbst übernehmen. Nach

den gemachten Erfahrungen ist es allen Kassen

nur zu empfehlen, von dem Recht nach § 404

Abs. 4 Gebrauch zu machen, da ihnen dadurch

nicht nur zahlreiche Vorteile entstehen, son¬

dern auch die Selbständigkeit und Unabhängig¬
keit de»r Kasse gefördert wird.

Knssenbeamter Fr. Kleeis. Weimar.

Aus dem Verwaltungsbericht der Hütten-

und Walzwerksherufsgenossenschaft für 1924.

Im einleitenden Teile spricht der Bericht die

Befürchtung aus, daß die Annahme des Gesetz¬

entwurfs über die Umrechnung de»r Unfall-

renten eine starke Belastung der Mitglieds¬
werke bedeuten werde. Es würde voraussicht¬

lich eine Umrechnung von 13 500 Re»nten er¬

forderlich werden. Die Genossenschaft, die

sich auf Rheinland und Westfalen erstreckt,
umfaßt 223 We»rkef 7 sind im Berichtsjahre
hinzugekommen« Die Zahl de»r Versiche»iten

beträgt 203770, die sich auf 9 Sektionen ver¬

teilen. Es wurden 1924 erstmalig 1515 Ent¬

schädigungen festgestellt, gegen 1741 im Vor¬

jahre. Die Ve rw.iltungskosten betrugen im

ganzem 5031359 Mk., die Gesamtumlage stellte

sich auf 4196541 Mk. Am 1. März 1925 ist

noch in 13 447 Fällen eine Rente» zu zahlen;

davon nur lbl zu 100 Proz. Unter 20 Proz. sind

es 2750 Renten, dann folgen 1338 mit 20 Proz.

und 1522 mit 25 Proz. Bei der Berufsgenossen-

17"



\aft besteht seit dem L Januar 1924 ein

pe nsionsverband für obere Werksbeamte an-

;lie»dert. Er gibt den Mitgliedern der Ge-

ssenschaft und den mit ihnen verbundenen

Werken Gelegenheit, den oberen Werksbeamten

und ihren Hinterbliebenen eine ausreichende

.sorge bei Dienstunfähigkeit oder Tod zu

sichern — die gesamten Aufwendungen werden

von den Mitgliedswerken getragen. Die Be¬

amten werden zu Beiträgen nicht herangezogen.
Bis jetzt wurden 160 Anträge auf Ruhegehalt
und Hinterbliebenenfürsorge anerkannt. Die»

Leistungen betrugen bis Ende April 1925 etwa

54(KM) Mk. monatlich. W.

Rechtsprechung.
I icht- (Höhensonne) und Diathermiebehand¬

lungen sind nicht als kleinere Heilmittel im

sinne dees § 182, Nr, 1 der Reichsversicherungs-

nrdnung, sondern als ärztliche Behandlung an¬

zusehen. Entscheidung des Großen Senats vom

16 Januar 1925 — IIa K E 32 23g — Amtl.

N (hrichten des RVA. 1925, S. 102. — Aus

n Entscheidungsgründen: Die

Entscheidung des Zweiten Revisionssenats vom

Dezember 1923 — IIa K 81 23* — hat auf

und eines ärztlichen Gutachtens angenom-

• n, daß es sich bei dem Diathermieverfahren

um ein lediglich auf physiologischen Gesetzen

gründetes, objektives Heilverfahren handele,

»bei es dem die Diathermiebehandlung an-

dnenden Arzte nur obliege, zu bestimmen, in

Ichen Zeiträumen die Behandlung zu erfolgen
habe und wie lange und mit welcher Strom-

»rke auf den Kranken jeweils einzuwirken sei;

die Behandlung selbst bedürfe dagegen der

Mitwirkung des Arztes nicht, insbesondere sei

ihre dauernde ärztliche Üeberwachung nicht er¬

forderlich. Der Zweite Revisionssenat hat sich

;n der angef ihrten Entscheidung infolgedessen
auf den Standpunkt gestellt, daß die Diathermie-

l**handlung eine ärztliche Behandlung über-

tupt nicht darstelle, sondern lediglich ein

Heilmittel im Sinne des § 182, Nr. 1

RVO. sei.

Der Große Senat hat in Ue»bereinstimmun«g

it dem verweisenden Senat auf Grund der in

orliegender Seche erstatteten Gutachten des

ichsgesundheitsamts und des Obermedizinal-

sts Dr. B. dieser Auffassung sich nicht anzu¬

schließen vermocht. Bei der Diathermiebehand-

rtg handelt es sich um eine Behandlung mit

ktrischem Strom. Die Tatsache, daß de»r

elektrische Strom den Leiter, den er passiert,

erwärmt, macht man sich in der ärztlichen

fherapie zunutze, indem man Wechselströme

Koher Freq lenz durch den menschlichen

rper oder Teile desselben leitet. Dieses Ver¬

ehren wird als Diathermie» bezeichnet. Insofern

hierbei elektrischer Strom verwendet wird, ist

allgemein festzustellen, daß be»i einer der¬

artigen Behandlung die Tätigkeit de»s Arztes in

le n Vordergrund tritt (zu vergleichen Eber-

iyer. Arzt und Patient in der Rechtsprechung.
?24, S. 224). Was insbesondere die Diathermie

¦inbetrifft, so geht dies aus dem Gutachten des

ichsgesundhe»itsamtes mit voller Deutlichkeit

ervor. Danach ist bei der Diathermie wie -

um die chirurgische Diathermie die Zer¬

rung gewisser pathologischer Gebilde* durch

Hitze von der Diathermie» als Wärmebehand-

g zu unte*:~scheiden_ Erstere stallt jedenfalls

ne kleine oder größere1 Operation dar, die un-

streitbar nur durch den Arzt persönlich aus¬

führt werden kann und darf. Bei der

Diathermie als Wärmebehandlung wird den

Körpergeweben ein gewisser Wärmeüberschuß

zugeführt, um auf ihren Stoffwechsel anregend
zu wirken, ihre Reaktion gegen krankhafte Vor-

«gänge zu steigern und so die Heilung zu

fordern. Die Wärmezufuhr erfolgt mittels de»r

sogenannten Elektroden, die den Strom durch

den Körper leiten. Sie müssen der Haut sehr

«genau aufgelegt sein, um Funkenübergang und

damit Verbrennung zu verhindern. Kenntnis

der Anatomie und Lage der Organe ist un-

erläßliche Vorbedingung, um Ueberhitzung und

Verbre»nnung zu vermeiden. Besonders schwierig
ist ferner die Bemessung der therapeutisch
richtigen Stromstärke, da das Wärmegefühl des

Kranken kein zuverlässiger Maßstab ist. Auch

bedingen verschiedene Krankheiten größere
oder kleinere Stromstärken. Wesentlich ist

ferner die richtige Beurteilung der Dauer der

Behandlung, von der es abhängt, ob es über¬

haupt zu der beabsichtigten Erwärmung des

betreffenden Organes kommt. Sodann ist aber

auch bei allgemeiner Diathermie eine Erhöhumg
der allgemeinen Körpertemperatur um 2 bis

4 Grad Celsius zu beobachten, ein Vorgangs
der zu ähnlichen Gefährdungen führen kann,

wie entsprechend hohes Fieber. Schließlich ist

man bei der Beurteilung des elektrischen Wider¬

standes gänzlich auf Schätzung angewiesen, da

ehr menschliche Körper kein homogener Leiter

ist. Von besonderer Bedeutung ist letzten

Endes bei der Diathermie die richtige» Diagnose-

Stellung, da falsche Anwendung die^se^s Ver¬

fahrens schwerste, sogar tödliche Schädigungen
hervorrufen kann. Das Reichsgesundheitsamt

folgert hieraus, daß die Diathe»rmie, wenn sie

therapeutisch wirksam angewandt, und wenn

Schaden verhütet werden soll, der genauesten
ärztlichen Diagnosestellung, de»r bis ins einzelne»

gehenden ärztlichen Anordnung und während

der Behandlung selbst der dauernden persön¬
lichen ärztlichen Üeberwachung bedarf, und

daß Hilfeleistung durch «gut geschultes Personal

nur für die Bedienung der Apparate* in Be¬

tracht kommt und die» ärztliche Mitwirkung und

Üeberwachung nicht ersetzen kann. Aus ähn¬

lichen Erwägungen kommt auch das Gut¬

achten des Obermedizinalrates Dr. B. ZU dem

Schlüsse, daß die Diathermie* eine therapeu¬
tische Methode darstellt, die ausschließlich

vom Arzte selbst gehandhabt werden kann, die-

aber in de*m Augenblicke zu einem zwei¬

schneidigen Schwerte» wird, wo er sich auf ein

untergeordnetes Handlangerpersonal verläßt.

Unter diesen Umständen hat der Große

Senat keine Bedenken getragen, anzunehmen,

daß bei der Diathermie das säe blich'- Mittel so

erhe*blich an Bedeutung- hinter der ärztlichen

Iätiegkeit zurücksteht, daß letztere als der
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wesentliche Paktor einer sachgemäßen und den

Patie i nicht s* igenden Behandlung i

scheint. Damit ist aber die Diathermie

ihrem We *< n na< h ärztliche B% handlunf
Di gleich- Ueberzeugung hat ehr Große

it hinsichtlich der Licht-(Höhensonne-) Be¬

handlung wonnen. Bereits in einer I:nt-

vorn II. Januar 1912 hat das Olde-n-

burirische Oben iltungsgericht au

spro ¦», dali die Lichtbehandlunii nicht als

Heilmittel, sonedern als arztliehe* Behandlung an¬

zusehen s- i (Arbeiterversorgui 1912, S. 253,

auech Ebermayer a. a. O. S. 224). Das Gut-

des Reichsgeesundheitsamtes führt ins-

besondei zu dei Höhensonnenbehandlung

folgendes aus: Als künstliche Höhensonne» be-

/• ic hne( man eine Quee ksilberdampflampe in

Verbindung mit Qarz<g!as, die- befähigt ist,

ultraviolette Strahlen zu erzeugen, denen die*

therapeutische Wirksamkeil zugeschrieben wird.

Sir «d*n «inen intensiven Hautreriz aus. d^r als

e lemisc he-r Yerbrennun«gsprozeU aufgefaßt
VAÜd, und wirken auf den Gesamtorganismus

durch Herabse-tzureg chs Blutdrucks und An¬

gung des Stoffwechsels. Maßge»bende
Pakteoren sind die Lichtempfindlichkeit der

Haut, der Abstand der Lampe* von der Haut

und ehe Beestrahlungsdauer, ferne*r die- Stärke»

ehr ultravioletten Strahlen«
Genaue Kenntnis dieser nur schwie»ri«g und

individuell zu beurteilenden Faktoren ist Be-

dingung für die* Anwendung die»se»s Verfahrens,

wobei noch zu berücksichtigen ist, ob durch die

Bestrahlung nur eine Anregung oder Rcdzumg

cKh-r Ueberreizung der zu be»strahle-nden Ste»lle

oder des Gesamtorganismus erzielt werden soll.

Da überdies eine exakte, wissenschaftliche» Be¬

gründung der Wirkung der Ultraviolettstrahlen

noch fehlt, und ihre* Wirkung bei manchen Er¬

krankungen nur auf einen rein suggestiven Ein-

flufi zurückzuführen sein mag, so ist bei de-r

therape utischen Verwendung große Vorsicht

und weitgehende Individualisierung <ge»boten.

Die- etwaigen Schädigungen zeigen sich meist

eist nach einiger Zeit Sit» können sehr un¬

angenehm wirken und e ine beträchtliche Ver¬

se hlimmerung und Verlan<jerun«g der Krankheit

zur Folge haben, namentlich bei Kindein; zur¬

zeit ruhende Krankheitsproze*sse können durch

di»- Bestrahlung wieder akut we-reb-n. Persön¬

liche Üeberwachung der Behandlung duieh d^^n

Arzt ist um so notwendiger, als di.» Methodik

der Behandlung noch durchaus in der Entwick¬

lung begriffen ist. Die- Quarzlampe ntherapie
hört somit lediglich in die Hand des Arzt«es

und e ines Iw-sonders (feeschulten Hilispe rsonals,
das unter Leitung und Aufsicht des Arztes

beite I

Aul Grund dieser Ausführungen hat ehr

Grobe Senat auch bei der Lieh t -(H öhen-

onn e -) B e h n n ei I u n g angenommen, daß

/t!ic he Behandlung vorließt.
Der Große Senat hat bei diesem Ergebnis

näht * innt, dab es wesentlich von dem je -

St nde der ärztlich«en Vt'isscnschafi ab¬

ist, und daß ehren fortschreitende Er-

tnisse unter Umständ«?n künftig zu einer

n reechtlichen Beurteilung «ler in Rede

den Heilmetheoden führen können. Zur-

/• it aber ersehe int es gerade auch mil Rück¬

sicht auf die allgemeine Volksgesundheit, d«

die Sozialversicherung mit zu dienen bestimn

ist, notwendig, auszusprechen, daß Hei

methoden. wie die Licht- (Höhensonne-) un«'

Diathermiebehandlung zur ärztlichen Be

handlang hören, d. h. unter allen Un

ständen ärztlicher Anordnung und Ue»bea

wachung bedürfen, und zwar auch dann, wem

diese- Verfahren, in dafür besonders eingerich

t* ten Be handlumgsinstituten gewährt werdei

gerade angesichts der latsache, daß die er

forderliche ärztliche Mitwirkun<g hierbei viel

fach auter acht «gelassen wird. Aus den vor¬

liegenden Gutachten ge»ht unzweifelhaft hervor,

daß bei Anwendung dieser Heilmethode»n soga

besonde»re* Vorsicht seitens de*s Arztes «gebote-i

ist, d*r mithin ihre*r Durchführung, anstatt si-

unte»rgeordnete»n Kräften zu überlasse n, be

sondere Aufmerksamkeit widmen muß. Hierin i

ist auch zu berücksichtigen, daß die Versich*

run«gsträ«.r<r, namentlich die Krankenkassen,

vor Schaden bewahrt werden müssen, der ihnen

durch unsachgemäße Anwe»ndung derartige.
Heilmethode»n e»ntstehen kann.

Sind somit Licht- (Höhensonne-) und Diather¬

mie behandlunge»n als ärztliche Behandlumg und

tedglich nicht als klc»ine»re Heilmitted im Sinne

de»s § 182, Nr. 1 der RVO. anzuse»hen, so ergibt
sich ferne»r, daß für den durch sie entstandene»r

Aufwand nach $ 14 des Re»ichsversorgungs

«ge»se»tzes der Krankenkasse» nicht Ersatz wde für

kleinere Heilmittel zu leisten ist, da dieser Be-

«griff hier nichts anderes bedentet. als der ent-

sprechende des $ 182, Nr. 1 RVO.

Zu $ 117 RVO. Portokosten, die durch Rück-

sendumg ch*r von den Be»hörden ausge»führten

Re>chtshilfeersuche»n und Antworterte»ilungen an

die Versicherungsträ«ger entstehen, geh«ire»n zu

de»n im re»gelmäßi«gen Geschäftsgange er¬

wachsenen, «gewöhnliche»n und allgemeinen Ver-

waltungskoste»n; sie sind nicht bare Auslagen

im Sinne des $ 117 RVO. (Entsche»idun«g des

R» ichsversic he»run«gsamts vom 9. März FJ25,

Amtl. Nachr. 1925, S. 15Q.)

Zu $ 245 RVO. Geht im Falle des Be»stehens

eine»r gemeinsam«en Betrie»bskrankenkasse» für

mehrere Betriebe» e ines Arbeitgebers e in Betrie*b

in e-inen andere»n Besitz übe»r, so scheidet dies»

Betrieb nicht ohne* weiteres. sonde»rn nur auf

Antrag eines der be*te»ili«gten Arbe»it«ge*her aus

der «gemeinsamen Betrie-bsk ranken kttsse aus

(Entscheidung de»s Reichsversiche»run«gsamts vom

31« Januar 1925, Amt!. Nachr. 1925. S. 175.)

Zu $ 366mv Abs. 1 RVO. Unter Arztvertntgen

im Sinne- des $ 5h8 m. Abs. 1 RVO. sind grund¬
sätzlich nicht die» auf Grund eines Kollektiv¬

vertrag« mit den einzelnen Aerzten abge¬
schlossenen Ve rträge ,

sondern die kolb»ktiver

Arztverträge selbst zu verstehen« (Entscheidung

eh*s Reichsschiedsamts vom 24« Februar 1925

Amtl Nachr. des RVA. 1925. S. 216.)

Zu $ 21 AVG. Eine Krankheit, die den B<4~

?ffenen seit ihrem Beginn berufsunfähig ge¬

macht hat. braucht nie fit notwendig als von

vornher»*in mit „dauernder" Berufsunfähigkeil
verbunden angesehen werden. (Entscheidung
deps Reichsversicherungsamts vom 9. Januar

1<>25, Amtl. Nachr. 1925. S. Ißo.)
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4wertvolleBücher
für die Beamten und Angestellten der Versicherungsträger

OEFLERS GESCHÄFTSHANDBUCH
(Die kaufmännische Praxis)

In diesem Werke, von dem nahezu 500 000 Stück verkauft sind, finde;

man in übersichtlicher Anordnung und leichtverständlicher Fassung alles,

was der im Wirtschaftsleben Stehende braucht

Das Werk enthält eine vollständige Anleitung zur einfachen, doppelten,
amerikanischen und Karten-Buchführung einschließlich des Abschlusses

und mit Darstellung aller in Betracht kommenden Bücher, Unterweisung
im kaufmännischen Rechnen, im Briefwechsel in den Kontorarbeiten, im

Werbewesen usw. Ferner gibt es ausführliche Auskunft über Geld-, Bank«

und Börsenwesen, über kaufmännische und gewerbliche Rechtskunde, über

Mahn-, Klage- und Konkursverfahren u. a. m. Preis 5.— M.

DAS REINE AMTSDEUTSCH
Ein Buch wider das Beamtendeutsch

von Dr. W. Bloch und Dr. J oh. Rohr

mit Beispielen und Erläuterungen veralteter und neuzeitlicher Schreibweise

und 12 heiteren Bildern. Preis 3 50 M.

Einem tiefgehenden Bedürfnis entspricht die kürzlich erschienene Schrill

DIE RICHTIGE ZEICHENSETZUNG IM DEUTSCHEN

von Dr. Johannes Rohr

Sind Sie bei der Zeichensetzung noch niemals in Zweifel geraten? Wir

glauben doch. Hier wird Ihnen in klarer, gemeinverständlicher Weise ge¬

zeigt, wie Sie die Zeichen richtig anwenden sollen. Aber nicht in lang¬

weiligen Paragraphen, sondern durch frisch-fröhliche,dem Leben entnommene

Beispiele. Eine Tafelübersicht erhöht die Brauchbarkeit der Schrift. 0.50 M.

Um die deutsche Sprache gründlich und doch leicht zu erlernen, empfehlen wir

DIE DEUTSCHE SPRACHLEHRE

von Dr. Johannes Rohr

Sprachlehren gibt es genug. Aber fast keine deutsche, d h. vom Stand¬

punkt der deutschen Sprache geschriebene. Fast alle haben sie die

lateinische Zwangsjacke an. In diesem Buche wird die deutsche Sprache
planmäßig dargestellt, ohne Paragraphen und Ziiiernlawinen. Nichts Schul¬

mäßiges, sondern Beispiele und Gegenüberstellungen von Falschem und

Richtigem geben die nötige Klarheit. Ein Lehrbuch, in dem man mit

Vergnügen liest und dabei spielend lernt. Nichts ist vergessen woiden.

Von der Entstellung des Lautes bis zum Stil sehen Sie die deutsche

Sprache in greilbarer Klarheit vor sich. Ein Werk, das jeder gebrauchen
ka.m. 28Ö Seiten stark, in Halbleinen geschmackvoll gebunden. Preis 3.5Ü M,

Verlagsgesellschaft deutscherKrankenkassen m.b.H.
Berlin-Charlottenbur^, Berliner Straße 137
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/u den Krankenkassenwahlen

1
1

Der in weiten Kreisen bekannte Kommentar zu den Wahl¬

ordnungen lür Krankenkassen, das

HANDBUCH
DER VERTRETERWAHLEN IN

DER KRANKENVERSICHERUNG
bearbeitet von

FRIEDRICH KLEEIS / Bürgermeister in Aschersleben <j
1

I
ist bd <\vn bevorstehenden Wahlen ni den -

krankenkassemertretungen Iür alle Wahl-
,

berechtigten, lür die \ orstands- und Aus-

sdiußmitglieder der Krankenkassen und die .

I Behörden von größter W irhtigkeit. Der
(

Kommentar ist durch einen NACHTRAG

auf die Zeit bis Januar 1025 ergänzt. Alle

bis dabin ergangenen viditigen Entschei¬

dungen und Erlasse sind berücksichtigt, so

daß das Buch fiir jeden Interessenten eine

I undgrube desW issens darstellt. / Der Preis

des 150 Seiten starken W erkes ist, gut ge¬

bunden 2 Mk. einschließlich \ ersandkosten
1

I Bestellungen werden erbeten an die f

\ Verlagsbuchhandlung Carl Giebel

Berlin SO 2ö. Oranienstr. 40-41


